
antikap
Klassenkampf     Feminismus     Ökosozialismus

antikap Nr. 12  |  Frühling 2020  |  3.- CHF   

sozialismus.ch                                                                       antikap – Zeitschrift der Bewegung für den Sozialismus



Die Welt verändert 
sich, seien wir bereit!

Anfang April 2020

Wenn das vorliegende Heft erscheint, dürfte es schon 
Ende April sein. Geschrieben haben wir die vorliegenden 
Texte – dem Layout und Druck «geschuldet» – bereits früher. 
Zu einer Zeit, in der die Massnahmen gegen die Coronapan-
demie so richtig spürbar wurden. Zu einer Zeit, in der das 
öffentliche Leben mehrheitlich zum Erliegen gekommen ist, 
weil #staythefuckhome.

Wir können nicht abschätzen, wie die Welt Ende Ap-
ril aussehen wird und ob alles, was wir auf den folgenden 
Seiten schreiben, auch bei der Veröffentlichung noch völlige 
Richtigkeit hat. Es verändert sich gerade alles mit atembe-
raubender Geschwindigkeit. Die Welt wird vermutlich nach 
Corona nicht mehr dieselbe sein, wie sie es vorher war. Viele 
Gewissheiten, die wir bis anhin hatten und die auch unsere 
politische Arbeit prägten, werden wir über den Haufen wer-
fen müssen. Es gibt vieles neu zu denken. Die Coronapande-
mie wird nicht nur aller Voraussicht nach zu einer massiven 
ökonomischen Krise führen, sondern zugleich auch die poli-
tischen Auseinandersetzungen verändern. Die Auswirkungen 
auf Arbeitsbedingungen, Gesundheit und Gesundheitswesen, 
politische Organisierung und generell unser Leben und Zu-
sammenleben sind gravierend. Die gravierendste Folge ist 
aber das Massensterben, welches sich zum Zeitpunkt, an dem 
wir diesen Text schreiben, für viele Länder erst abzuzeichnen 
beginnt. Wir können nur hoffen, dass sich die schlimmsten 
Befürchtungen Anfang Mai 
nicht bewahrheitet haben.

Die Regierungen in Eu-
ropa haben es verpasst, die 
Ausbreitung des Virus recht-
zeitig einzudämmen, da sie 
zum Schutz des Kapitals und 
der unternehmerischen Abläu-
fe nicht früh genug die notwen-
digen Massnahmen ergriffen 
haben. Im Artikel zu der aktuel-
len vielfältigen Krise des Kapita-
lismus wollen wir dieses systemi-

sche Versagen thesenartig aufgreifen und erste Schritte hin 
zu einem Verständnis der aktuellen Geschehnisse liefern.

Darüber hinaus wird der Corona-Krise und den damit 
einhergehenden Verwerfungen in diesem Heft nicht die Be-
deutung beigemessen, die sie vermutlich verdienen. Das hat 
zwei Gründe: Zum einen wurde der Grossteil des Heftes ge-
plant und geschrieben, bevor die gesellschaftlichen Auswir-
kungen der Pandemie offensichtlich wurden. Zum anderen 
verändert sich die Situation ständig und schnell, es ist bei-
nahe unmöglich, inmitten dieser gravierenden gesellschaft-
lichen, politischen und ökonomischen Veränderungen bereits 
in der Tiefe analysieren zu können, was eigentlich gerade 
passiert. Um mit unseren Einschätzungen nachzukommen 
und auf dem Stand der Dinge zu bleiben veröffentlichen wir 
auf unserer Website sozialismus.ch regelmässig aktuelle Bei-
träge.

Und doch haben viele Artikel in dieser Ausgabe der anti-
kap einen Bezug zur Corona-Krise. Wir beschäftigen uns ein-
gehend mit der Situation der Kinderbetreuer*innen, die sich 
in der Gruppe Trotzphase organisieren. Sie verlangen mehr 
Wertschätzung, mehr Lohn, mehr Sicherheit in ihrem Beruf. 
Denn gerade sie sind es, die trotz geschlossener Schulen und 
einem weitgehenden Stillstand des öffentlichen Lebens die 
unentbehrliche Betreuungsarbeit weiter verrichten. Sie sind 
für das Funktionieren unserer Gesellschaft nicht wegzuden-
ken, werden aber dennoch lächerlich schlecht bezahlt.

Der für den 15. Mai angedachte Strike for Future wird 
wohl nur sehr beschränkt statt-
finden können. Der Streiktag war 
der Versuch der Klimabewegung, 
andere Bevölkerungsteile und 
Berufsgruppen in unseren Kampf 
gegen die drohende Klimakatast-
rophe einzubinden. Auch wenn es 
auf diesen 15. Mai nicht klappt, 
wird es zu einem späteren Zeit-
punkt zu diesen Streiks kommen. 
Denn es braucht sie.

Denn Corona und Klima-
krise sind beides Phänomene, 
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Editorial & Inhalt

die zeigen, wie schlecht das aktuelle System darin ist, 
auf lebens- und existenzbedrohende Szenarien zu reagie-
ren. Nicht erst seit heute ist bekannt, dass insbesondere 
die rein profitgetriebene Massentierhaltung einen idealen 
Nährboden für Krankheiten und Pandemien bietet. Und 
wie die Profitlogik des Kapitalismus dazu führt, dass Be-
dürfnisse des Konsums erst erzeugt werden, um sie dann 
befriedigen zu können, gleichzeitig aber gesellschaftlich 
wichtigen, ja unentbehrlichen Dingen viel zu wenig Beach-
tung geschenkt wird und in entscheidenden Situationen 
dann zu wenig Produktionskapazitäten vorhanden sind.

Wir wünschen, trotz allem, viel Spass beim Lesen 
und hoffen auf spannende Erkenntnisse, neu auftauchen-
de Fragen, konstruktiven Dialog und kontroverse Diskus-
sionen. Bleibt gesund und hoffentlich sehen wir uns bald 
schon wieder, in persona, auf der Strasse, an Veranstaltun-
gen und Demonstrationen. Es gilt, ungemütlich zu bleiben.

Die antikap-Redaktion

Inhalt antikap Nr. 12
Gesundheit, Wirtschaft, Ökologie: Die fundamen-
talen Probleme in all diesen Bereichen offenbaren eine 
tiefe Krise der kapitalistischen Gesellschaft.

Autobranche: Unternehmen beteuern stets, sie 
würden nur auf Bedürfnisse reagieren. Die Nachfrage 
regiere die Produktion, doch ist dem wirklich so?

Nein zur AHV21-Vorlage: Die politische Elite der 
Schweiz lässt nicht locker mit den Angriffen auf die 
Altersvorsorge. Ein Argumentarium gegen den Angriff 
auf unsere Einkommen.

Massentierhaltung: Die Massentierhaltung ist ein 
Produkt des Kapitalismus. Welche Auswirkungen hat 
sie und wie kann ihr begegnet werden?

Strike for Future: Die Bewegung erprobt neue 
Formen der Zusammenarbeit. Wann immer der Streik 
stattfinden wird: er wird eine zentrale Mobilisierung der 
Klimabewegung. Über die Bedeutung von Klimagerech-
tigkeit als Konzept und die Rolle der Gewerkschaften.

Green New Deal: Ist der Green New Deal ein Schritt in 
Richtung Systemwandel oder vielmehr ein illusorischer 
Versuch, Wirtschaftswachstum und Nachhaltigkeit zu 
vereinen?

Frankreich: Seit über zwei Jahren wird Frankreich von 
sozialen Kämpfen erschüttert, die durch ihre Heftig-
keit und die neuen Kampfformen sowohl die refor-
mistischen Organisationen, wie auch die Bourgeoisie 
herausfordern.

#kitasamlimit: Keine Zeit, kein Lohn, keine Anerken-
nung. Ein Gespräch mit Betreuer*innen der Trotzphase. 
Sie fordern mehr von allem – für eine bessere  
Betreuung!

Konversion und Beschäftigung: Der Ansatz der 
Konversion gibt uns wichtige Argumente für eine 
ökosozialistische Transformation. Widersprüche und 
Perspektiven am Beispiel des Flughafenpersonals.

Digitalisierung: Das Phänomen der «Digitalisierung» 
ist in aller Munde. Ein paar wenige Konzerne dominie-
ren den digitalen Sektor und transformieren unsere 
Arbeitswelt in einem nie da gewesenen Tempo. Doch 
wohin?

Der Känguru-Film: Rezension über eine gelungene 
Buchverfilmung von Marc-Uwe Klings Känguru-Stories, 
welche den Kampf gegen Gentrifizierung und gegen 
Rechtspopulismus dem Mainstream zugänglich macht.

antikap ist die Deutschschweizer    
Zeitschrift der Bewegung für den    
Sozialismus und erscheint vorerst     
zweimal jährlich.

Sie versteht sich als Ergänzung zu    
unserer Webseite sozialismus.ch, auf der wir wöchent-
lich aktuelle Beiträge veröffentlichen. Obwohl antikap un-
entgeltlich hergestellt wird, fallen für Druck und Versand 
Kosten an. Ob wir den Erscheinungsrhythmus längerfris-
tig erhöhen können, hängt auch von der Unterstützung 
unserer Leser*innen ab!

Für CHF 10.- kannst du antikap ein Jahr lang (Frühlings- 
und Herbstausgabe) abonnieren. Verwende dazu den 
beiliegenden Einzahlungsschein mit dem Vermerk «Abo». 
Über zusätzliche Spenden oder ein Soliabo sind wir dir 
sehr dankbar!

Adresse: BFS Basel, Zeitschrift antikap, 4057 Basel.

Konto: 15-238267-2, Vermerk «Abo».

Abonniere antikap!
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POSITIONEN DER BFS

These 1: Die Regierungen stellen ökonomische 
Bedenken über unsere Gesundheit

Die herrschende Klasse ist unfähig, angemessen auf die Co-
ronapandemie zu reagieren. Vor allem westliche Regierungen 
zögern, die Gesundheit der Menschen klar über ökonomische 
Erwägungen zu stellen. Zu gross ist die Angst vor einer neu-
en Wirtschaftskrise, die ein kompletter Shutdown aller nicht 
lebensnotwendigen Wirtschaftsaktivitäten auslösen würde. 
Anstatt koordiniert vorzugehen, versuchen viele Länder, Mass-
nahmen hinauszuzögern, um für ihre Unternehmen Profite zu 
sichern und Wettbewerbsvorteile zu ergattern. Die Regierungen 
sind daher unfähig und/oder nicht gewillt, angemessen und 
schnell auf die Coronakrise zu reagieren und das Gesundheits-
wesen vor einer Überlastung zu bewahren. Die zynische Grat-
wanderung nach dem Motto «Nicht zu viele Coronaopfer, keine 
voreilige und unnötige Belastung der Wirtschaft» offenbart die 
Logik eines Gesellschaftssystems, in dem nicht das Wohlerge-
hen der Mehrheit der (lohnabhängigen) Menschen, sondern 
dasjenige einer wirtschaftlichen Elite im Zentrum steht.

These 2: Die Gesundheitskrise ist auch 
die Folge der neoliberalen Politik

Die Coronapandemie ist zweifellos eine riesige Herausfor-
derung für das Gesundheitswesen. Doch die Probleme, die da-
bei auftreten, sind auch hausgemacht. Die Politik der letzten 
Jahrzehnte hat in vielen Ländern zu einer Unterfinanzierung 
des Gesundheitswesens geführt. Es fehlt an der notwendigen 
Infrastruktur, an genügend Ausrüstung und Intensivbetten. Zu 
wenige Pfleger*innen und Ärzt*innen müssen eine immer höhe-
re Zahl an Patient*innen pflegen. Die globalen öffentlichen Aus-
gaben im Gesundheitswesen stagnieren oder steigen langsamer 
als der rasch wachsende Pflegebedarf unserer Gesellschaften.

Nach Ausbruch der ebenfalls durch ein Coronavirus verur-
sachten SARS-Epidemie 2002 warnten Wissenschaftler*innen 
weltweit vor künftigen Ausbrüchen und plädierten dafür, die 

Gesundheit, Wirtschaft, Ökologie  
Thesen über die Krise 
des Kapitalismus
Wir leben in einer entscheidenden 
Zeit, in der viele Schwierigkeiten 
zusammenkommen. Gesundheit, 
Wirtschaft und Ökologie sind eng 
miteinander verwoben – die mit 
ihnen verbundenen Probleme sind 
Ausdruck einer allgemeinen Krise 
unserer kapitalistischen Gesell-
schaft. Als Linke müssen wir ver-
suchen, die aktuelle Lage zu analy-
sieren und nach Antworten suchen. 
Schaffen wir dies nicht, werden 
sich Fatalismus, autoritäre und 
rechte Konzepte durchsetzen.
von Bewegung für den Sozialismus
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Akutkrankenhausbetten auf 100 000 Einwohner*innen1

Alle Länder Europas erlebten seit den späten 1980er Jahren einen drastischen 
Rückgang der Krankenausbetten auf 100 000 Einwohner*innen. Die Gesund-
heitsinfrastruktur erfuhr in vielerlei Hinsicht einen regelrechten Aderlass.

1 WHO Europe, European Health Information Gateway https://gateway.euro.who.
int/en/indicators/hfa_478-5060-acute-care-hospital-beds-per-100-000/
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Thesen über die Krise des Kapitalismus

Grundlagenforschung auszubauen sowie die Gesundheitssys-
teme für künftige Ausbrüche zu wappnen. Die Fortsetzung 
der neoliberalen Abbaupolitik in fast allen Ländern ignorierte 
dies und stärkte stattdessen die Position der Pharmaunterneh-
men. Die Spitzenmedizin und lukrative Geschäftszweige im 
Gesundheitswesen florieren, während grösstenteils behandel-
bare Krankheiten (Malaria, Tuberkulose, Cholera, AIDS, Lep-
ra) vor allem in armen Ländern weiterhin verheerende Folgen 
haben. Patente verhindern, dass neuere Medikamente auch in 
armen Ländern eingesetzt werden können.

These 3: Die kommende Wirtschaftskrise 
ist systembedingt, die Coronapandemie 
lediglich Auslöser und Verstärker

Die kapitalistische Tendenz der Ausweitung und Inten-
sivierung der Produktion führt immer wieder zu Absatzpro-
blemen und somit Überproduktionskrisen, die sich je nach 
Kontext unterschiedlich zeigen. Die nun ausgebrochene Wirt-
schaftskrise wird durch das aktuelle Coronavirus nicht ver-
ursacht, sondern allenfalls ausgelöst und verschärft. Seit der 
letzten Wirtschaftskrise (2007-2009) hat die Niedrigzinspoli-
tik der Zentralbanken zu einer Lage geführt, in der sich welt-
weit Zehntausende Unternehmen nur durch günstige Kredite 
über Wasser halten können und hoch verschuldet sind. Hinzu 
kommt die hohe Verschuldung der öffentlichen Hand, welche 
nicht zuletzt auf die staatlich finanzierten Bankenrettungen 
von 2007 zurückzuführen ist. In vielen Ländern, unter an-
derem in den USA, kommt schliesslich auch noch die riesige 
Verschuldung von Privatpersonen hinzu. Wenn im Zuge der 
Coronakrise Unternehmen und Privatpersonen nun in exis-
tenzielle ökonomische Schwierigkeiten geraten und damit 
auch das Finanzsystem destabilisieren, dann ist dies also nicht 
nur der aktuellen Situation geschuldet, sondern Ausdruck der 
grundsätzlichen Krisenhaftigkeit des Kapitalismus.

Im aktuellen Kontext sind die Staaten immer weniger in 

der Lage, der sich anbahnenden wirtschaftlichen Rezession 
etwas entgegenzusetzen. Mit den schon jetzt historisch tiefen 
Leitzinsen haben die Zentralbanken ihr Pulver endgültig ver-
schossen und können den Absatzschwierigkeiten der Unter-
nehmen kaum mehr gegensteuern. Die politische Krise der 
Europäischen Union und die globalen geopolitischen Span-
nungen tragen das Ihrige dazu bei. Sie machen es extrem 
unwahrscheinlich, dass die Staaten mit einer koordinierten 
Antwort auf die Krise reagieren.

Der aktuelle Einbruch zahlreicher Wirtschaftsbereiche 
offenbart die Prekarität und die enorme Verletzlichkeit von 
Millionen von Unternehmen, Kleinbetrieben und selbststän-
dig Erwerbenden, die nur in einem Umfeld überleben, das auf 
ständigem Produktivitätszuwachs und Wachstum beruht. Der 
Rückgang des öffentlichen Lebens könnte vielen Menschen 
die Gelegenheit bieten, innezuhalten und auch die bestehen-
den Verhältnisse in Frage zu stellen. Dem gegenüber stehen 
aber die (berechtigten) Existenzängste von Millionen von 
Menschen, die sich vor Konkurs, Überschuldung, Arbeitslosig-
keit und Armut fürchten.

Angesichts der Coronapandemie ist es wichtig, dass wir 
zwar Verständnis für die Sorgen und Ängste der Menschen 
aufbringen, gleichzeitig aber darauf hinweisen, dass die öko-
nomische Krise im Kern andere Ursachen hat. Die Unterneh-
men versuchen nun, sich anlässlich der Massnahmen gegen 
die Pandemie auf Kosten der öffentlichen Hand möglichst viel 
finanzielle Unterstützung zu sichern. Wie reagieren wir dar-
auf?

These 4: Die Coronapandemie und die 
Wirtschaftskrise verdrängen die noch 
folgenschwerere Klimakatastrophe aus 
dem öffentlichen Bewusstsein

Die aktuell dramatische Situation im Gesundheitswesen 
und die sich anbahnende Wirtschaftskrise drohen die ins-



« Es zeigt sich also, dass der Wider-
spruch zwischen wissenschaftlichen Er-
kenntnissen und der Dynamik des Kapita-
lismus alle wichtigen gesellschaftlichen 
Bereiche unseres Lebens durchzieht.»
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gesamt viel folgenschwerer Klimakatastrophe aus dem 
öffentlichen Bewusstsein zu drängen. Der momentane 
Einbruch ökonomischer Aktivitäten wird mittel- und lang-
fristig durch Investitionsprogramme der Regierungen wie-
der wettgemacht werden. Die herrschende Klasse wird an 
ihrem produktivistischen Modell festhalten, den Verbrauch 
fossiler Energien weiter ankurbeln und unsere Ökosyste-
me weiter destabilisieren. Umso wichtiger ist es, dass die 
Klimabewegung weiterkämpft und Fragen der Gesundheit 
und der Ökologie miteinander verbindet.

These 5: Die Krisen der Gesundheit, 
der Wirtschaft und der Ökologie 
hängen miteinander zusammen 

Die Krise unseres Gesundheitswesens, unserer Wirt-
schaft und unserer Ökosysteme sind eng miteinander ver-
bunden und müssen als Ausdruck einer allgemeinen und 
tiefgreifenden Gesellschaftskrise verstanden werden. So 
wie Fachleute seit Jahren auf die mangelnde Grundlagen-
forschung und die Unterfinanzierung des Gesundheitswe-
sens aufmerksam machen, weist die Wissenschaft auch auf 
die katastrophalen Folgen des Klimawandels hin und warnt 
eindringlich vor den irreversiblen Schäden für Mensch und 
Umwelt. Dennoch bricht der fossil-getriebene Kapitalis-
mus Jahr für Jahr neue Emissionsrekorde. Schliesslich ist 
auch die Einsicht in die Krisenhaftigkeit unserer Ökonomie 
nicht alleine Marxist*innen vorbehalten.

Es zeigt sich also, dass der Widerspruch zwischen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen und technologischen 
Möglichkeiten einerseits und der Dynamik des Kapitalis-
mus andererseits alle wichtigen gesellschaftlichen Berei-
che unseres Lebens durchzieht. Wir wissen zwar um die 
Probleme und hätten Möglichkeiten, es besser zu machen, 
sind aber einer kapitalistischen Logik unterworfen, die uns 
daran hindert, dies zu tun.

In einem auf Wachstum, Konkurrenz und Profit ba-
sierenden System lassen sich Gesundheit, Arbeit und der 
Schutz unserer Umwelt nicht solidarisch organisieren. Die 
Zerstörung unserer Ökosysteme raubt immer mehr Men-
schen ihre Lebensgrundlage und bedroht auch deren Ge-
sundheit. Schon heute sterben jedes Jahr Millionen Men-
schen vorzeitig an den Folgen von Umweltverschmutzung, 
Atemwegserkrankungen in Folge von Luftverschmutzung 
nehmen vielerorts zu. Steigende Temperaturen und Tro-
ckenheit führen zu einem Rückgang landwirtschaftlicher 
Erträge, einem Verlust von Ernährungssouveränität und 
damit steigender Marktabhängigkeit. Das Zurückdrän-
gen naturbelassener Lebensräume, die Übernutzung der 
Böden und die Ausbreitung der industriellen Massentier-
haltungen begünstigen den Ausbruch immer neuer Virus-
erkrankungen. Die steigende soziale Ungleichheit und die 
neoliberale Politik machen grosse Teile der Bevölkerung 
verletzlich für zahlreiche psychische und physische Er-
krankungen. Millionen Menschen leiden an Stress und/
oder depressiven Erkrankungen, Hunderte Millionen von 
Menschen leiden an Übergewicht und ihren Folgeerkran-
kungen (Diabetes, Herzkreislauferkrankungen), oder aber 
an Mangelernährung. Beides betrifft überwiegend arme 
Menschen. Je weiter «unten» sich Menschen und Regionen 
in der sozialen Hierarchie des Kapitalismus befinden, desto 
stärker sind sie von seinen Problemen betroffen. Während 
das Coronavirus schon das italienische Gesundheitswesen 
heillos überfordert, sind die Auswirkungen, die das Virus 
in den ärmsten Ländern der Welt hat, noch viel katastro-
phaler. Die kommende Wirtschaftskrise wird die globale 

Thesen über die Krise des Kapitalismus
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Ungleichheit vergrössern und die Armut derjenigen, die 
schon heute wenig oder nichts haben, weiter steigern.

These 6: Die Linke muss auf die aktuelle Krise 
reagieren und dabei eine antikapitalistische, 
feministische, internationalistische und 
ökosozialistische Perspektive entwickeln

Das Versagen insbesondere der «liberalen» Regie-
rungen droht reaktionären, rechten und faschistischen 
Kreisen weiter Aufwind zu verleihen. Es ist entschei-
dend, dass die Linke die aktuelle Krise analysiert, Prob-
leme benennt und Alternativen aufzeigt:
1. Gesundheit vor Profiten: Setzen wird uns für ein öf-

fentlich finanziertes und solidarisches Gesundheits-
wesen ein, welches von Patient*innen, dem Gesund-
heitspersonal und der Gesellschaft demokratisch 
organisiert wird und sich an den Bedürfnissen der 
Mehrheit orientiert. Unterstützen wir die zahlreichen 
solidarischen Initiativen, die überall auf der Welt ent-
standen sind, um Hilfe, Kooperation und Solidarität 
von unten zu stärken.

2. Widerstand der Lohnabhängigen unterstützen: 
Immer mehr Beschäftige wehren sich dagegen, in 
Zeiten der Coronapandemie ihre Gesundheit und die-
jenige ihrer Mitmenschen zu riskieren, um unnötige 
Wirtschaftsbereiche aufrechtzuerhalten. Verlangen 
wir, dass die Gesundheit der Lohnabhängigen obers-
te Priorität hat und alle nicht lebensnotwendigen 
wirtschaftlichen Aktivitäten eingestellt werden, so-
lange die Coronapandemie andauert.

3. Internationale Solidarität: Gerade in Zeiten der 
Coronakrise ist es unerlässlich, Medikamente und 
allfällige Impfstoffe allen Menschen weltweit gratis 
zur Verfügung zu stellen. Setzen wir uns dafür ein, 
dass nicht die Pharmakonzerne, sondern die Men-
schen weltweit von Wissenschaft und Forschung 

profitieren. Kämpfen wir dafür, dass auch geflüchtete 
Menschen Solidarität und ein Recht auf medizinische 
Versorgung erhalten. Statt der rechten Hetze still-
schweigend zuzusehen, müssen wir uns als Linke für 
die solidarische Aufnahme geflüchteter Menschen, 
rechtsstaatliche Verfahren und ein Recht auf Asyl 
einsetzen.

4. Die feministische Bewegung weiter aufbauen und 
für gleiche Rechte kämpfen: Die Überlastung und 
Unterfinanzierung unseres Gesundheitswesens, die 
Schulschliessungen und die Wirtschaftskrise führen 
einmal mehr dazu, dass die vor allem von Frauen* 
geleistete Pflege- und Erziehungsarbeit massiv zu-
nimmt. Als Teil der feministischen Bewegung müs-
sen wir uns für eine solidarische und gleichberech-
tigte Aufteilung der Sorgearbeit einsetzen. Dazu 
gehört der Kampf um öffentliche und unentgeltliche 
Kinderbetreuungsangebote und eine Aufwertung der 
Pflege- und Betreuungsberufe.

5. Für eine ökosozialistische Alternative: Wenn wir 
die aktuellen Probleme als eine Krise unserer kapi-
talistischen Gesellschaft begreifen, müssen wir auch 
aufzeigen, wie sich diese Krise längerfristig überwin-
den lässt: Kämpfen wir für die gesellschaftliche An-
eignung und Demokratisierung nicht nur des Gesund-
heitswesens, sondern aller grossen Unternehmen und 
Wirtschaftsbereiche, insbesondere der Rohstoff- und 
Energiekonzerne sowie des Finanzsektors. Nur wenn 
deren Macht gebrochen wird und alle wirtschaftli-
chen Tätigkeiten unter demokratische Kontrolle der 
Produzierenden und der Konsument*innen gestellt 
werden, können wir die Klimakatastrophe aufhalten 
und eine solidarische und gleichberechtigte Gesell-
schaft aufbauen.

Thesen über die Krise des Kapitalismus
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Immer wieder wird behauptet, der Kunde sei König und steuere das Güter-Angebot 
über die Nachfrage und somit die Produktion über den Konsum. Die Unternehmen 
würden nur auf die Bedürfnisse der Menschen reagieren. Mit dieser einfachen 
Erzählung wird die Verantwortung für unökologische und unfaire Produktion auf 
die Kund*innen abgewälzt. Dass es so einfach nicht ist, soll exemplarisch an der 
Autoindustrie gezeigt werden.
von Henri Ott (BFS Jugend Zürich)

Die Mär vom sich selbst regulierenden Markt ignoriert 
die sozialen Kontexte, in welchen Bedürfnisse entstehen. 
Durch die Erzählung, die Angebotsseite reagiere lediglich 
auf menschliche Bedürfnisse, werden Bedürfnisse als ur-
menschlich und ahistorisch beschrieben. Zu Beginn war 
das Bedürfnis und siehe da, es ward Ware. Mal abgesehen 
von ein paar Grundbedürfnissen wie Essen, Trinken, Liebe 
und Schlaf, trifft diese Entstehungsgeschichte bei kaum 
einem anderen Bedürfnis zu. Bedürfnisse fallen nicht 
vom Himmel, sondern entstehen in der Gesellschaft. Das 
Bedürfnis muss zudem nicht immer am Anfang stehen, es 
kann auch eine Ware auf den Markt gebracht werden, die 
ein Bedürfnis nach eben dieser Ware überhaupt erst ent-
stehen lässt. Es gibt eine Wechselwirkung zwischen Pro-
duktion und Konsumation oder wie Marx sich ausdrückt: 
«Ohne Bedürfnis keine Produktion. Aber die Konsumtion 
reproduziert das Bedürfnis». Die Wahrnehmung der Men-
schen, dass eine bestimmte Ware zu haben ist, erzeugt 
das Bedürfnis danach.

So gibt es beispielsweise schon längere Zeit Gelände-
wagen und Pickups, die aber vorerst das Fahrzeug für 

diejenigen Menschen blieben, die in Gebieten ohne gute 
Infrastruktur lebten. Die Autoindustrie hat erst nach vie-
len Jahren begonnen, diese Fahrzeuge offensiv bei den 
urbanen Schichten zu bewerben und aus einem Gelän-
defahrzeug einen Stadtpanzer für den modernen Stadt-
menschen zu machen. Durch die vermehrte Sichtbarkeit 
von SUVs in Städten ist auch das Bedürfnis nach so einem 
Fahrzeug gestiegen. Wie sich Bedürfnisse schaffen lassen, 
wusste die Autoindustrie allerdings bereits viel früher.

Bedürfnisse dem Markt anpassen
Los Angeles ist neben Hollywood vor allem für zwölf-

spurige Autobahnen, endlose Staus und einen besonders 
schlechten öffentlichen Verkehr bekannt. Doch das war 
nicht immer so. In den 1920er Jahren schlängelte sich 
ein Tramnetz von 2’000 Kilometern durch die Metropole. 
Dies machte es zu einem der grössten öffentlichen Ver-
kehrsnetze der Welt – beinahe 90% der Städter*innen 
nutzten die Tram und nicht das Automobil. Wo kein Be-
dürfnis nach Autos vorhanden ist, gibt es auch keine zu 
verkaufen. Also musste die Automobilbranche das Be-

AUTOBRANCHE

Der Kunde ist König, 
doch regiert er auch?
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dürfnis nach ihren Waren selbst generieren. General Motors, 
der Reifenhersteller Firestone, Standard Oil of California, 
Phillips Petroleum und der Lastwagenhersteller Mack Trucks 
gründeten eine Holding zu eben diesem Zweck. Diese Hol-
ding kaufte in 45 US-amerikanischen Städten Anteile an den 
lokalen Tram-Unternehmen und legten sie danach kurzer-
hand still. Um die Stilllegung der mit Elektrizität betriebe-
nen Trams zu forcieren, wurden teilweise auch Stromanbie-
ter aufgekauft und die Preise für Strom drastisch erhöht, was 
die Tram unrentabel machte. Ganze Tram-Strecken wurden 
stillgelegt, aber die Menschen mussten weiterhin von A nach 
B kommen. Wie gerufen kamen da die dieselbetriebenen 
Busse der Greyhound Company (Mitgründer war wiederum 
General Motors) und die Yellow Coaches von Hertz, der noch 
heute einer der grössten Player im Autoverleih ist. Fahrzeug-
bauer, Ölfirmen und Reifenhersteller hatten nun viel zu pro-
duzieren, weil eben das Bedürfnis nach Bussen und Autos ge-
stiegen war. Man reagiere doch lediglich auf die Wünsche der 
Kund*innen, so die Unternehmen. Das von privaten Unter-
nehmen forcierte Stilllegen ganzer Strecken, die als «Gene-
ral Motors Streetcar Conspiracy» in die Geschichte einging, 
wurde 1950 aufgedeckt. In der Folge wurden die Verantwort-
lichen zu lächerlich kleinen Bussen verurteilt. Doch was half 
das schon, denn der Schaden war angerichtet. 1963 fuhr in 
Los Angeles die letzte Tram. Erst im Jahre 1990 wurde wie-
der eine Strecke gebaut, um dem ausufernden Autoverkehr 
zumindest ein wenig entgegenzuwirken.

Auf Bedürfnisse reagieren
Die Industrie kreiert nicht nur neue Bedürfnisse, sondern 

arbeitet auch daran, bestehende Bedürfnisse zu verändern. 
Die Kund*innen wollen Produkt A, aber die Industrie wür-
de lieber Produkt B verkaufen. Warum also nicht aus dem 
B eine A machen? So wie es die deutsche Autoindustrie mit 
dem Energielabel geschafft hat. Weil Umweltschutz für viele 
Menschen ein Bedürfnis ist und weil es sinnvoll wäre, den 
Planeten nicht kollabieren zu lassen, entschlossen sich die 
EU-Umweltminister*innen dazu, auch im Bereich Verkehr 
Umweltschutzregeln zu erlassen. Dies geschah zwar erst im 
Jahr 1995, aber immerhin. In Deutschland ist die Autobran-
che ein wichtiger Wirtschaftsakteur und seit jeher mit der 
Politik eng verbunden. So verwundert es nicht, dass gerade 
deutsche Politiker*innen und Lobbyist*innen alles tun, um 
«ihre» Branche zu beschützen.

Damals hiess die deutsche Umweltministerin Angela Mer-
kel und ihr Kollege im Verkehrsministerium Matthias Wiss-
mann, beide CDU. Die EU erliess Höchstwerte (jedes Auto 
darf maximal 120 Gramm Kohlendioxid ausstossen), doch 
Merkel und Wissmann können eine Übergangszeit von zwölf 
(!) Jahren aushandeln. Während dieser Frist durften die 
Autoherstellenden auch Autos verkaufen, welche die Höchst-
werte überstiegen – immerhin bedurften die Ärmsten ja Zeit 
für die Umstellung. Das Bedürfnis nach einer sauberen Um-
welt wurde einfach ignoriert. Wissmann wechselte 2007 vom 
Verkehrsministerium als Präsident zum des VDA (Verband 
der Automobilindustrie) und als Vizepräsident zur Lobby-
organisation «pro Mobilität». 

In der Zwischenzeit überlegte man sich in den Umwelt-
ministerien Europas neue Strategien, wie man die Konsu-
ment*innen zum Kauf von umweltfreundlicheren Autos ani-
mieren und gleichzeitig Transparenz schaffen könnte. Denn 
klar ist, dass die Konsument*innen Informationen über Pro-
dukte brauchen, um entscheiden zu können, welches Produkt 
ihren Bedürfnissen entspricht. Der Entschluss fiel auf Ener-
gielabels. Jedes Elektroprodukt, aber auch jedes Auto, sollte 
ein Label erhalten, das den Stromverbrauch beziehungswei-
se den CO2-Ausstoss klar benennt und von gut (A) bis sehr 
schlecht (G) beurteilt. Blöd nur, dass sich die Autoindustrie 
schon auf SUVs eingeschossen hatte, die bei den Labels im 
Vergleich zu Kleinwagen immer schlecht abschneiden wür-
den.

Unter Federführung des Cheflobbyisten Wissmann und 
dem deutschen Wirtschaftsministerium wurde das Gesetz an-
gepasst. Nicht mehr die absolute Menge an ausgestossenem 
CO2 pro Auto soll massgeblich für das Label sein, sondern der 
Ausstoss bezogen auf das Gewicht des Autos. Das führt dazu, 
dass ein schweres Auto  viel CO2 ausstossen kann und trotz-
dem das gleiche Label erhält, wie ein leichter Wagen mit we-
nig CO2-Ausstoss. Ferner kommt hinzu, dass das CO2 bei der 
Herstellung des Autos nicht miteingerechnet wird, obwohl 
natürlich klar ist, dass die Produktion eines tonnenschweren 
SUVs mehr Emissionen verursacht als die eines Kleinwagens. 

Den Konsument*innen wird so vorgegaukelt, dass ein 
SUV mit Label C sei gleich energieeffizient und umwelt-
freundlich wie ein Kleinwagen mit demselben Label. Damit 
hat die Autolobby gleichzeitig das das Bedürfnis der Konsu-
ment*innen nach umweltfreundlichen Autos (Label A-C) so-
wie des eigenes Bedürfnis nach dem Verkauf von möglichst 
vielen grossen, schweren und damit  umweltschädlichen 
Autos bedient. Das Märchen, man würde ja nur passiv auf 
Kund*innenwünsche reagieren, entpuppt sich bei genauerer 
Betrachtung also als Schall und Rauch.

Bedürfnisse kollektiv diskutieren
Es gäbe noch unzählige weitere Beispiele, wie die Auto-

industrie Bedürfnisse schuf, unterdrückte oder zu ihren 
Gunsten modifizierte. Die Unternehmen sitzen dabei stets 
am längeren Hebel als die einzelnen Individuen, die für sich 
Kaufentscheidungen treffen. Wie eingangs erwähnt, sind Be-
dürfnisse nicht vom sozialen Kontext zu lösen, in welchem sie 
entstehen. Deshalb muss die Gesellschaft auch kollektiv über 
ihre Bedürfnisse diskutieren und entscheiden können, was 
und wie produziert werden soll. 

Dies wäre ein Albtraum für die Kapitalist*innen. Denn 
im Kapitalismus werden immer nur die Bedürfnisse von den-
jenigen Menschen befriedigt, die sich den Kauf bestimmter 
Waren leisten können. Bedürfnisse von Menschen ohne Geld 
interessieren nicht. Die Machtungleichheit führt dazu, dass 
eine kleine Anzahl reicher Menschen mit einem unersättli-
chen Bedürfnis nach Wohlstand die Bedürfnisse einer gros-
sen, aber finanzschwachen Mehrheit komplett übergehen 
kann. Eine Welt, in der die Bedürfnisse aller so gut es geht 
befriedigt werden, muss demokratisch und losgelöst von der 
Profitlogik sein. Anders wird es nicht gehen.

Der Kunde ist König, doch wer regiert?
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1. Gegen eine Erhöhung des Rentenalters
Die AHV21 will das Rentenalter sowohl in der AHV 

als auch in der Zweiten Säule für alle auf 65 Jahre fest-
setzen. Dahinter steckt die Absicht, Voraussetzungen 
für weitere Erhöhungen des Rentenalters auf 67 und 
später auf 70 Jahre zu schaffen. Dies ist eine Abbau-
massnahme, die keinesfalls akzeptiert werden darf.

2. Die AHV21 ist sexistisch
Mit der Erhöhung des Rentenalters für Frauen* auf 

65 muss in erster Linie die weibliche Bevölkerung für 
die Fehlkonstruktion vor allem der Zweiten Säule be-
zahlen. Sie erhalten bereits jetzt über 30% tiefere Löh-
ne und etwa 1/3 tiefere Altersrenten. Zudem sind circa 
500'000 lohnabhängige Frauen* nicht in der Zweiten 
Säule versichert und deshalb umso mehr auf die AHV 
angewiesen. Dass gerade ein SP-Bundesrat (Alain Ber-
set) diese sexistische Gegenreform durchziehen will, 
lässt tief in das Wesen der Sozialdemokratie blicken.

3. Nein zur unsozialen Erhöhung 
der Mehrwertsteuer

Zur zusätzlichen Finanzierung der AHV soll die 
Mehrwertsteuer um 0.7% erhöht werden. Die MwST 
ist grundlegend unsozial, da ärmere Bevölkerungstei-
le anteilmässig höhere Konsumausgaben haben und 
dadurch viel stärker belastet werden als die Reichen. 
Jede Erhöhung der MwST gilt es deshalb abzulehnen.

4. Gegen eine Flexibilisierungslösung 
nur für die oberen Einkommen

Die vorgeschlagene Flexibilisierungslösung in der 
AHV21 bringt nur für die oberen Lohnsegmente reelle 
Verbesserungen. Für Personen mit tieferem Einkom-
men kommt eine frühere Pensionierung finanziell gar 
nicht in Frage. Dies spiegelt sich auch in den Pensionie-
rungsstatistiken wider.

5. Gegen die Panikmache mit der 
steigenden Lebenserwartung

Seit über 50 Jahren wird die AHV von den Unter-
nehmen, Versicherungen und Banken und ihren Poli-
tiker*innen als nicht nachhaltig finanzierbar ange-
schwärzt. Das Hauptargument ist dabei die steigende 
Lebenserwartung. Diese Drohungen haben sich als 
Lügen und die AHV als äusserst solide herausgestellt. 
Darüber hinaus ist eine höhere Lebenserwartung ein 
gesellschaftlicher Gewinn – weshalb sollen gerade die 
Lohnabhängigen dafür büssen?

6. Für breite Lohnerhöhungen statt 
weitere Abbaumassnahmen

Die AHV wird zu circa 80% aus Löhnen finanziert. 
Deshalb helfen nur breite und substantielle Lohnerhö-
hungen gegen allfällige Finanzierungslücken bei der 
AHV. Dafür muss gekämpft werden, und nicht für fau-
le Deals wie die AHV21!

Verteidigen wir 
unsere Einkommen!
Die politische Elite der Schweiz lässt nicht locker mit den Angriffen auf die Altersvor-
sorge. Nach dem Scheitern der Reform «Altersvorsorge 2020» und den bescheidenen 
Erfolgen bei der Steuerreform und AHV-Finanzierung (STAF) soll mit der vom Bundes-
rat ausgearbeiteten Reform «AHV21» ein weiteres Mal die AHV auf Kosten der Lohn-
abhängigen abgebaut werden. Es ist absehbar, dass das Parlament im Sommer 2020 
den Vorschlag des Bundesrates unverändert annimmt. Dieses Abbauprojekt gilt es zu 
verhindern, denn die AHV ist aufgrund ihres Umverteilungsmechanismus sozial und 
nicht geschlechterdiskriminierend – ganz im Gegensatz zur Zweiten Säule. Wir lehnen 
die AHV21 aus den folgenden Gründen ab.
von BFS Zürich

NEIN ZUR AHV21



antikap Nr. 12  |  Frühling 2020  |  11

von Leandro Cosimetti (BFS Basel)

Wir alle kennen die Diskussionen über Fleisch, Vege-

tarismus und Veganismus. Ich habe diese Diskussionen 

schon sehr oft gehört und bin erstaunt darüber, wie selten 

– auch in der Linken – diese Diskussionen mit der kapitalis-

tischen Produktionsweise in Verbindung gebracht werden. 

Gemeinsames Essen, und es geht nicht lange, bis Dis-

kussionen über Ernährungsweisen entstehen: Ist es ok, 

Fleisch zu essen? Zumindest die Bio-Variante? Oder doch 

lieber vegetarisch? Wäre aber die konsequenteste Ernäh-

rungsweise nicht die vegane? Genauso verhält es sich mit 

anderen Lebensmitteln: Sollte ich Bio-Gemüse kaufen? Nur 

regionale und saisonale Produkte?

Über diese Fragen könnte hier ausführlich diskutiert 

werden, jedoch blenden sie ein ganz grundsätzliches Pro-

blem aus: Es gibt kein richtiges Leben im falschen. Dieser 

Satz trifft den Kern dessen, worum es in den Debatten 

eigentlich geht: Die kapitalistische Produktionsweise gibt 

den Menschen gar nicht die Möglichkeit, sich wirklich 

ethisch, das heisst nachhaltig, sozial verträglich und tier-

rechtskonform zu ernähren.

Was meine ich damit? Im Kapitalismus wird diejeni-

ge Produktionsweise angewandt, welche kurzfristig am 

meisten Profit generiert. Daher gibt es Massentierhaltung 

und Monokultur. Sie ermöglichen eine kostengünstige 

Produktion von Lebensmitteln als billige Massenproduk-

te. Dies führt dazu, dass Alternativen automatisch an den 

Rand gedrängt werden. Biologische, saisonale und regio-

nale Produkte sind nicht in dem Masse verfügbar, dass sich 

alle davon ernähren könnten. Die unökologischen Billig-

produkte sind aber immer verfügbar. Zwar gibt es einige 

Läden, die seit ein paar Jahren explizit saisonale, regionale 

und biologische Produkte anbieten. Diese haben aber ihren 

Preis und sind darum nur für Vermögende zugänglich. Eine 

nachhaltige Ernährung ist also für viele Menschen gar 

nicht möglich.

Auswirkungen der kapitalistischen 
Lebensmittelproduktion

Auch in der Lebensmittelproduktion zeigt sich die 

Klassenfrage: Für den kurzfristigen Profit werden, wie 

überall, die Löhne gedrückt und die Arbeitsbedingungen 

verschlechtern sich zunehmend. Dazu eine Anekdote: Ein 

Bekannter von mir ist ausgebildeter Metzger. Die Arbeit 

ist körperlich sehr streng und psychisch belastend. Links-

liberale urbane Öko-Hipster könnten jetzt einwenden, 

dass ja niemand gezwungen sei, in dieser Industrie zu 

arbeiten. Jedoch sind diejenigen ohne Privateigentum an 

Produktionsmitteln gezwungen, ihre Arbeitskraft zu ver-

kaufen und wer einen Bildungsabschluss hat, der in dieser 

Gesellschaft als gering qualifiziert gilt, hat weniger Aus-

wahlmöglichkeiten als beispielsweise Akademiker*innen. 

Anyway. In dieser Branche über Jahre tätig zu sein, führt zu 

psychischer Verrohung. Er hat mir einst ein Video gezeigt, 

in dem er mit einem Arbeitskollegen einen Hasen auf un-

nötig grausame Weise abschlachtet. Das kann passieren, 

wenn jemand jahrelang tagein, tagaus, mit Morden be-

schäftigt ist oder zumindest die ganze Zeit mit dem Töten 

von Tieren konfrontiert ist.

Was sind die Perspektiven?
Diese Zustände sind für Mensch, Tier und Umwelt 

schädlich. Wie können sie überwunden werden? Der Kampf 

um Tierrechte und um gute und selbstbestimmte Ar-

beits- und Produktionsbedingungen müssen miteinander 

verbunden werden. Wie könnte dieser Kampf in der poli-

tischen Praxis konkret aussehen? Wünschenswert wäre, 

wenn die Tierrechtsbewegung sich mit den Beschäftigten 

in der Fleisch- und Milchindustrie zusammenschliesst, um 

gemeinsam Druck auf die Industriellen auszuüben, an-

statt sich als Gegner*innen zu begreifen. Die Tierrechts-

bewegung könnte Blockaden und Sabotageakte durch-

führen (z.B. Tiertransporte blockieren oder den Betrieb im 

Schlachthaus stören), während die Arbeiter*innen durch 

Streiks auf die unmenschlichen Arbeitsbedingungen auf-

merksam machen.

AM RANDE VERMERKT

Lebensmittelproduktion 
im Kapitalismus



Für den 15. Mai war der Strike for Future angesagt. Aufgrund der einschränkenden 
Massnahmen zur Eindämmung der Coronapandemie wird er zu diesem Zeitpunkt 
nicht in der klassischen Form einer Grossmobilisierung stattfinden können. Ob es 
am 15. Mai dennoch zu Aktionen kommen wird und auf welches Datum der Streik 
gelegt wird, ist noch unklar. Für die Auseinandersetzung mit den Inhalten des St4F 
sowie der Bedeutung des neu entstandenen Bündnisses mit den Gewerkschaften 
und bis anhin weniger in die Bewegung eingebundenen Teilen der Gesellschaft 
spielt das eine untergeordnete Rolle. Es bleibt dabei: In diesem Bündnis liegt ein 
grosses Potenzial. Es könnte uns dabei helfen, dem Schlagwort «Klimagerechtig-
keit» einen Inhalt und eine Praxis zu geben, welche soziale Fragen nicht von öko-
logischen Forderungen trennen. Dabei kann das Konzept der Klimagerechtigkeit 
Orientierung bieten, für welche Zukunft wir streiken. 
von Ben Huber (BFS Basel)
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Für eine  klima-
gerechte Zukunft!

STRIKE FOR FUTURE



In zahlreichen regionalen Bündnissen werden über 
Ideen, Konzepte, Aktionen und Forderungen für den Strike 
for Future (St4F) diskutiert. Dabei kommt häufig der Begriff 
der Klimagerechtigkeit vor. Es zeigt sich aber immer wieder, 
dass die Vorstellungen über das Konzept der Klimagerechtig-
keit sehr unterschiedlich sind. Wird der Begriff ohne Kon-
kretisierung als Forderung aufgeführt, wie auf der Seite des 
Klimastreiks, ohne zu beschreiben, was damit gemeint ist, 
bleibt die Forderung zahn- und perspektivlos.

Was sich in den Diskussionen in den Bündnissen des Öf-
teren zeigt, ist, dass Klimagerechtigkeit oft als rein morali-
sche Kategorie verstanden wird. Es ist ungerecht, dass Men-
schen im globalen Norden so viel konsumieren und Energie 
verbrauchen können auf Kosten der Menschen im globalen 
Süden. Gerechtigkeit ist dann ein Appell an das Individuum, 
sich dessen bewusst zu werden und das eigene Verhalten zu 
ändern. Klimagerechtigkeit könnte allerdings mehr sein als 
eine Floskel moralischer Kritik. Klimagerechtigkeit sollte für 
uns Teil einer Systemkritik sein, die es schafft, die globale 
Ungleichheit im Bereich der Klimakrise in den Blick zu neh-
men, diese dabei aber auf soziale Ungleichheit und Ausbeu-
tung im Allgemeinen zu beziehen. Damit wird sie zu einem 
Mittel, das Verhältnis zwischen der eigenen Betroffenheit 
und der globalen Ungerechtigkeit zu beleuchten. Wie kann 
das aussehen?

Klimagerechtigkeit als Gesellschaftskritik
Klimagerechtigkeit ist für uns ein Ideal einer Gesell-

schaft, die nachhaltig und gerecht produziert, das heisst 
ohne Ausbeutung von Mensch und Natur. In diesem einfa-
chen Verständnis steckt eine radikale Kritik der bestehenden 
Gesellschaftsordnung. Denn wie wir an verschiedenen Stel-
len bereits argumentiert haben, kann es das im Kapitalismus 
nicht geben.1 Dabei müssen wir betonen, dass es dabei um 
eine systemische Kritik geht, nicht um einen moralischen Ap-
pell, sich anders zu verhalten. Klimagerechtigkeit sollte als 
Scharnier verstanden werden, welche globale Ungerechtig-
keit mit jener auf einer lokalen Ebene verbindet. Dafür muss 
man sich jedoch ein Verständnis der herrschenden Wirt-
schaftsweise erarbeiten, welches schlechte Löhne im glo-
balen Norden nicht von Raubbau an der Natur und krasser 
Ausbeutung von Menschen im globalen Süden separiert, um 
beides gesondert zu verstehen. Wir brauchen ein Verständnis 
des Wirtschaftens, welches beides zugleich erklären kann – 
ohne unterschiedliche Betroffenheiten zu leugnen. Klimage-

1 Siehe dazu den Artikel auf https://sozialismus.ch/artikel/2019/
theorie-was-marx-ueber-umweltzerstoerung-zu-sagen-hat/

rechtigkeit als Konzept könnte genau das bieten, wenn es zu-
gleich eine historische wie eine systemische Dimension hat. 
Die historische Dimension trägt dem Umstand Rechnung, 
dass es die Ökonomien des globalen Nordens sind, welche 
die Länder des globalen Südens in Abhängigkeit hielten und 
teilweise noch immer halten – eine der Voraussetzungen für 
die raschere Entwicklung der Wirtschaftssysteme der Län-
der des globalen Nordens. Dazu gehört allerdings auch, dass 
diese Länder seit der Industrialisierung das meiste CO2 aus-
gestossen haben und damit eine historische Last und Haupt-
schuld an der gegenwärtigen Krise haben. 

Die systemische Dimension der Klimagerechtigkeit zielt 
auf die gesellschaftliche Produktion selbst. Gerechtigkeit 
kann es nicht geben in Ungleichheit. Solange die grosse 
Mehrheit der Menschen von den Entscheidungen darüber, 
was, wie und wie viel produziert wird, ausgeschlossen ist, 
kann es keine ökologische Politik geben. Klimagerechtigkeit 
ist für uns das Konzept, welches zwischen dem Ausschluss 
von Produktionsentscheiden, sowohl auf lokaler wie auf in-
ternationaler Ebene, vermittelt. Es geht entscheidend um die 
Macht der Konzerne. Die Macht der wirtschaftlichen Eliten 
liegt im Unterbinden der gesellschaftlichen Mitbestimmung. 
In der Ausweitung demokratischer Kontrolle auf allen Ebe-
nen dagegen ihre Überwindung.

Gewerkschaften als Verbündete
Dieses Verständnis von Klimagerechtigkeit stellt die ge-

genwärtige Gesellschaft in ihren Grundfesten in Frage. Denn 
die Grundbedingung von Klimagerechtigkeit liegt demnach 
in der Ausweitung gesellschaftlicher Bestimmung – in der 
Demokratisierung aller gesellschaftlichen Bereiche. Weshalb 
ist das relevant für den Strike for Future? Weil die Frage nach 
unserem gesellschaftlichen Ideal, nach unserem Verständnis 
von Klimagerechtigkeit die Wahl unserer Verbündeten in 
diesem Kampf beeinflusst. Dass der Klimastreik als selbst-
organisierte Bewegung von unten, das heisst auf der Strasse 
entstanden ist, ist entscheidend für sein gesellschaftliches 
Potenzial. Was den St4F abhebt von anderen Klimamobili-
sierungen, ist die Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften. 
Die Allianz, die sich daraus ergeben könnte, ist nicht zu un-
terschätzen. Denn wenn wir es ernst meinen mit dem Kampf 
für Klimagerechtigkeit, braucht es die massenhafte Mobili-
sierung von Lohnabhängigen. Sie sind ein relevanter Faktor, 
um das gesellschaftliche Kräfteverhältnis entscheidend zu 
verschieben. Sie können verhindern, dass Klimapolitik von 
oben die Krise auf die Schultern der lohnabhängigen Be-
völkerung ablädt, beispielsweise durch höhere Abgaben auf 
Konsumgüter. Insbesondere den Gewerkschaften wird dabei 

« Klimagerechtigkeit ist für uns ein Ideal 
einer Gesellschaft, die nachhaltig und ge-
recht produziert, das heisst ohne Ausbeu-
tung von Mensch und Natur.»
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zukünftig eine wichtige Rolle zukommen. Beispielsweise sind 
die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter*innen essenziell 
in Konversionsbestrebungen – das heisst der Überführung 
ökologisch untragbarer Industrien in gesellschaftlich notwen-
dige und nachhaltige. Doch das theoretische Potenzial der 
Gewerkschaften sollte nicht zu praktischen Illusionen führen. 
Der interne Zustand und das allgemeine Funktionieren der 
heutigen Gewerkschaften bedarf einer ausführlichen Kritik, 
die hier nicht geleistet werden kann. In Bezug auf ökologische 
Fragen braucht es auch gegenüber den Gewerkschaften politi-
sche Kampagnen. Betrachtet man beispielsweise das Thesen-
papier der UNIA, zeigt sich, dass sie eine durchaus sonderbare 
Sicht auf den notwendigen öko-sozialen Umbau pflegt.2 Auch 
eine Gewerkschaft ist nicht davor gefeit, kurzfristige (politi-
sche) Profite vor ökologische Erwägungen zu stellen. Das ent-
spricht auch dem Interesse der Unternehmen, Gewerkschaften 
durch Kompromisse einzubinden und ist damit nichts Neues. 
Das Bewusstsein dafür, dass auch der ökologische Kampf zwi-
schen oben und unten verläuft, muss auch hier aktiv herge-
stellt werden. Der Kampf für einen nachhaltigen Umgang mit 
der Umwelt kann im Sinne der Klimagerechtigkeit weder vom 
Kampf für gerechte Arbeitsbedingungen noch von feministi-
schen Kämpfen und antirassistischen Bewegungen getrennt 
werden. Alle diese Kämpfe müssen letzten Endes gegen den 
Willen der Unternehmen in der aktuell vorherrschenden, pro-
fitorientierten Organisationsform durchgesetzt werden. Die-
ses Bewusstsein bildet die Basis für den Kampf um demokra-
tische Bestimmung über die Produktion – was sich auch als 
Hauptanliegen in der Klimabewegung wiederfindet.

Von der Klimagerechtigkeit zum System-Change
Das hier vertretene Verständnis von Klimagerechtigkeit 

mag radikaler sein als es von gewissen Strömungen im Klima-

2 Online finden sich konkretere Ausführungen dazu: https://
sozialismus.ch/artikel/2020/oekologie-mit-tech-
nik-gegen-die-klimakrise-die-unia-auf-irrwegen/

streik vertreten wird. Doch darunter kann es nichts geben. 
Ökologische Fragen sind soziale, das heisst gesellschaftliche 
Fragen. Ökologische Forderungen, die dies nicht berücksich-
tigen, können keine nachhaltige Veränderung bringen. Im 
Zentrum der ökologischen Katastrophe steht der Stoffwech-
sel der kapitalistischen Produktionsweise mit seiner Umwelt. 
Und dazu gehören sowohl der Mensch wie die natürlichen 
Ressourcen. Ausbeutung des einen wie Raubbau der anderen 
sind zwei Seiten derselben Medaille. Es ist dieses Verhältnis, 
welches geändert werden muss. Damit wird Klimagerechtig-
keit zum konkreten Inhalt eines System-Changes.

Im Dezember fand in Basel ein erstes Treffen für den St4F 
statt. Anders als an anderen Orten wurden diverse Orga-
nisationen zu einer offenen Sitzung eingeladen, mit dem 
Ziel, ein Bündnis zu gründen. In der Einladung stand als 
Ziel formuliert, die Verknüpfung zwischen der sozialen und 
der ökologischen Frage ins Zentrum zu stellen. Der Einla-
dung folgten 50 Personen aus unterschiedlichen Gruppen, 
Organisationen und aus dem Klimastreik. In den darauf 
folgenden Sitzungen wurde ein Bündnis gegründet, Arbeits-
gruppen schlossen sich zusammen, eine Demo wurde 
geplant und ein Manifest verabschiedet. Auch die BFS Basel 
ist dabei aktiv. 

Die Entwicklung in Basel ist toll, denn sie zeugt von einer 
konkreten Öffnung der Klimabewegung hin zu anderen 
sozialen Bewegungen für eine Zusammenarbeit. Das könnte 
die Bewegung politisch weiterbringen. Wie der 15. Mai unter 
den Bedingungen der Corona-Massnahmen aussehen wird 
oder ob die gesamten Aktionen auf ein späteres Datum ver-
schoben werden, wird sich noch zeigen.

Erfahrungsbericht aus Basel
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Weitere Infos sowie Anmeldung auf eco-soc.net

 Produce less
        Share justly
Decide together

26-28 

June 2020

Basel

Ecosocialist 
Conference for
Climate Justice

Die globale Erwärmung stellt die gröss-
te Herausforderung in der Geschichte der 
Menschheit dar. Neben dem Frauen*streik hat 
die internationale Klimabewegung die politi-
sche Landschaft grundlegend geprägt.

Noch fehlt es an überzeugenden und kon-
kreten antikapitalistischen Vorschlägen aus 
der Sackgasse Kapitalismus. Ein inhaltlicher 
und strategischer Austausch über eine inter-
nationale, ökosozialistische Strömung inner-
halb der Klimabewegung ist deswegen drin-
gend notwendig!

Deshalb möchten wir mit einer europa-
weiten Konferenz vom 26. bis 28. Juni 2020 in 
Basel einen internationalen Austausch, Ver-
netzung, Diskussionen und die gemeinsame 

Erarbeitung eines ökosozialistischen Mani-
fests ermöglichen. Sollte die aktuelle Lage 
eine Durchführung vor Ort nicht zulassen, 
werden wir digitale Mittel nutzen.

Die Konferenz richtet sich an alle Akti-
vist*innen, die überzeugt sind, dass die Klima-
katastrophe nur mit einem Systemwandel zu 
bekämpfen ist. Wir rufen antikapitalistische 
und ökosozialistische Kräfte innerhalb der 
Klimabewegung dazu auf, zusammenzukom-
men, um gemeinsame Forderungen und Stra-
tegien zu diskutieren.

Um die Zerstörung unserer Lebensgrund-
lagen aufzuhalten, müssen wir uns vernetzen 
und gemeinsam eine emanzipatorische und 
antikapitalistische Perspektive entwickeln!
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Kann uns ein 
Green New Deal 
noch retten?? 
Seit zwei Jahren erstarkt die Klimabewegung. Mit ihr werden 
auch neue Vorschläge zur Lösung der Klimakrise formuliert. 
Der Begriff Green New Deal ist dabei immer wieder zu hören. 
Doch kann dieser Ansatz eine Lösung aus der Klimakrise bie-
ten? Ist der Green New Deal ein Schritt in Richtung System-
wandel oder vielmehr ein illusorischer Versuch, Wirtschafts-
wachstum und Nachhaltigkeit zu vereinen? Was steckt alles 
hinter diesen Versprechungen?
 von Lisi Kalera (BFS Basel)

ÖKOLOGIE
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Was heisst Green New Deal?
Beim Green New Deal (GND) geht es grundsätzlich darum, 

Innovationen und Investitionen in grüne Technologien durch 
staatliche Förderung zu erreichen. Kernidee ist einerseits, das 
Wirtschaftswachstum wieder anzukurbeln und gleichzeitig 
ökologisch nachhaltiger zu wirtschaften, indem dank der neu-
en grünen Technologien die natürlichen Ressourcen geschont 
und weniger geschädigt werden.1 Dies ist zumindest die Theo-
rie. Angelehnt ist der GND an den New Deal von Franklin Roo-
sevelt in den 1930er Jahren: Ein Konjunkturprogramm, das 
durch massive staatliche Investitionen die Wirtschaft wieder 
ankurbelte und so aus der Finanzkrise von 1929 führte. 

Ursprünglich bedeutet der aus dem Kartenspiel kommen-
de Begriff «New Deal», dass die Karten neu gemischt und neu 
verteilt werden. Beim Green New Deal soll es also einen neuen 
grünen Investitionszyklus geben, durch zum einen staatliche 
Investitionen in ökologische Infrastruktur und zum anderen 
die Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für das Wachs-
tum des Marktes an «grünen» Produkten und Dienstleistun-
gen. Diese Prämisse ist allen GND-Vorschlägen gemein. Unter-
scheiden tun sie sich jedoch darin, ob und wie sie die soziale 
Frage stellen, und ob sie die Wachstumsfrage beantworten. 

Green New Deal ist kein neues Konzept
Wesentliche Vorschläge für einen Green New Deal wurden 

erstmals im Kontext der Finanz- und Wirtschaftskrise 2007 
vorgelegt. Die sogenannte «Green New Deal Group» forder-
te damals eine stärkere Regulierung des Finanzplatzes und 

1 Schachtschneider, Ulrich, Green New Deal – Sackgasse und sonst 
nichts?, RLS, 2009, https://www.

rosalux.de/fileadmin/rls_up-
loads/pdfs/Standpunkte/

Standpunkte_2009_17.pdf, 
18.03.2020

seiner Finanzflüssen, damit diese mehr im Einklang mit der 
Umwelt, aber dennoch im Sinne der ökonomischen Stabilität 
agieren. Die Geldvermehrung an sich wurde jedoch nicht in 
Frage gestellt. Der Global Green New Deal der Umweltbehörde 
der Vereinten Nationen (UNEP) von 2009 stellte anders als die 
GND-Group auch die Nahrungsmittel- und Wasserknappheit 
in Zusammenhang mit der Finanzmarktkrise und integrierte 
die Armutsbekämpfung als hinreichende (aber nicht notwen-
dige) Voraussetzung für globale Nachhaltigkeit. Abgesehen 
davon zielte der Global Green New Deal der UNEP jedoch 
ebenfalls darauf ab, den Wirtschaftsmotor mittels eines Inves-
titionsprogramms für grüne Technologien und den CO2-Zer-
tifikathandel wieder in Gang zu bringen.2

Von der Finanzkrise zu den Klimaprotesten
Mit dem Abflauen der Finanzkrise sind auch die damaligen 

Konzepte des Green New Deal wieder verschwunden, die pre-
kären sozialen Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf grosse 
Teile der Bevölkerung sind jedoch geblieben. Weltweit hat sich 
in den letzten 15 Jahren die ökonomische Situation für viele 
Menschen stark verschlechtert, weshalb soziale Bewegungen 
für mehr Selbstbestimmung, die Wahrung der Grundrechte 
nach Bildung, Wohnung sowie Nahrung, und für mehr Mit-
bestimmung sowie für die Selbstbestimmung über den eige-
nen Körper aufgeflammt sind. Die ökologische Bewegung hat 
zudem durch das katastrophale Voranschreiten des Klima-
wandels an Stärke gewonnen. Grosse Teile der Bevölkerung 
werden zukünftig nicht mehr in ihren Heimatgebieten leben 
können, weil diese überschwemmt werden oder die Tempera-
turen so stark steigen, dass keine Landwirtschaft und kein Le-
ben mehr möglich sind. Diese desaströsen Zukunftsaussichten 
motivieren die jungen Menschen zum Protest und bringen sie 
weltweit auf die Strasse. Die Klimabewegung ist stärker, lau-
ter und fordernder geworden. Klimaprotestbewegungen wie 
Fridays for Future, Klimastreikende oder Extinction Rebellion 
sind überall aufgetaucht und fordern von der Politik endlich 
ein Umdenken.

In diesem Kontext haben seit 2018 die Konzepte des GND 
an Unterstützung gewonnen und unterschied-

liche Vorschläge wurden ausgearbeitet. Am 
prominentesten ist sicher der GND aus den 
USA. Dieser wird lautstark von der Sunrise 
Bewegung eingefordert und von der De-
mokratin Alexandra Ocasio-Cortez unter-

stützt. Bernie Sanders und Elizabeth War-
ren haben den GND in ihrem Wahlprogramm 
aufgegriffen. Aber auch der europäische 
Green Deal, den die EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen im Januar 2020 

vorschlug, gibt zu reden. 

2 Umdenken oder Schönfärben, 
Führt der Green New Deal aus 
der Krise?, EvB Dokumenta-
tion Nr. 03, September 2009
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Neoliberal, marktkonform, nutzlos 
– European Green Deal 

Der European Green Deal der EU-Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen ist jedoch lediglich ein «grünes» Investi-
tionsprogramm mit dem Ziel, die EU wettbewerbsfähiger zu 
machen. Marktkonforme Massnahmen wie die Ausweitung 
des europäischen Emissionshandels sollen dabei helfen, neue 
Investitionsmöglichkeiten für das Kapital zu erschliessen und 
nebenbei die viel zu niedrig gesteckten Klimaziele des Pari-
ser Klimaschutzabkommens (zumindest auf dem Papier) teil-
weise zu erreichen. Denn nicht nur Wissenschaftler*innen, 
auch zahlreiche Politiker*innen zweifeln angesichts der mit 
maximal 1 Billion Euro viel zu geringen Finanzierung, ob der 
europäische Green Deal überhaupt eine Wirkung erzielt. Zu-
dem wird kritisiert, dass diese 1 Billion Euro nicht zusätzlich 
ausgegeben wird, sondern nur aus dem bereits bestehenden 
Budget der EU umgelagert wird. Um eine ähnliche Grössen-
ordnung und Wirkung wie der GND der USA oder Roosevelts 
New Deal zu erreichen (5 Prozent des BIP), müsste die EU 
über 15 Jahre 12 Billionen Euro ausgeben.3

Sozialer Green New Deal aus den USA 
Anders als der europäische Green Deal sind die Ausga-

ben des Green New Deals aus den USA, den die Demokra-
tin Elizabeth Warren und Bernie Sanders in ihrem Wahl-

3 Schuhmacher, Juliane, Marktgläubig und ma-
ger, Analyse und Kritik 656, S. 6

programm propagieren, mit 16 Billionen US-Dollar über die 
nächsten 15 Jahre deutlich höher. Damit sollen der Umbau 
zu erneuerbaren Energien, Ausbau des öffentlichen Nah- und 
Fernverkehrs und weitere grüne Investitionen wie Gebäude-
dämmung finanziert werden, wie wir dies auch schon von 
anderen GND kennen.

Neben der Höhe der Finanzierung unterscheidet sich der 
Green New Deal aus den USA von bisherigen Modellen auch 
in der Art, wie dieser die soziale Frage beantwortet: Mit die-
sem staatlichen Investitionsprogramm sollen über 20 Millio-
nen reguläre Arbeitsplätze mit Gewerkschaftsorganisierung 
neu geschaffen werden, wobei Arbeiter*innen aus fossilen 
Industrien bevorzugt angestellt werden würden. Arbeiter*in-
nen aus fossilen Industrien bekämen eine Garantie auf ihre 
bisherigen Rentenansprüche und sie bekämen für maximal 
5 Jahre ihren Lohn weiterhin ausgezahlt, um in dieser Zeit 
an Umschulungs- und Weiterbildungen teilnehmen zu kön-
nen, die ihnen eine Perspektive in anderen Industriezweigen 
ermöglichen würde. Damit wird die ökologische Frage klar 
auch als soziale Frage gestellt. Mit dem Vorhaben der Kran-
kenversicherung für alle, dem Aufbau öffentlicher Kinderbe-
treuung und dem Ausbau gut bezahlter Jobs in Pflege- und 
Krankenversorgung wird eine bessere Aufteilung und Auf-
wertung der Sorgearbeit angestrebt.4

Statt den Grossunternehmen des Energiesektors den Vor-
rang bei der Erzeugung und Vermarktung der erneuerbaren 

4 ebd.
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Energien zu geben, sollen nicht-profitorientierte Energie-
unternehmen zukünftig Strom lokal erzeugen können.5 Die 
Machtfrage im Energiesektor wird dadurch konkret gestellt. 
Auch soll mittels kommunalen Genossenschaftsläden das 
Monopol der Supermärkte gebrochen werden. Das sind zwei 
Beispiele für eine Umgestaltung der gesellschaftlichen Struk-
turen, weg von Machtkonzentration hin zu dezentralen und 
lokalen Strukturen.  

Der Klimawandel verschärft vor allem die «systemische 
Ungleichheit», da sich verstärkende Naturkatastrophen die 
ärmsten Schichten und somit insbesondere People of Color, 
Immigrant*innen und indigene Gemeinschaften besonders 
treffen. Deswegen versucht der us-amerikanische GND die 
am meisten «verwundbaren» Gemeinschaften besonders zu 
fördern und ihnen bei der lokalen Umsetzung und Gestaltung 
der Massnahmen des GND eine führende Rolle zukommen 
zu lassen. Dabei sollen insbesondere die Souveränitäts- und 
Landrechte der indigenen Gemeinschaften respektiert wer-
den. Damit versucht der GND explizit antirassistisch zu sein, 
indem von den Massnahmen nicht nur eine weisse Mittel-
schicht profitiert, wie dies bei dem von Roosevelt initiierten 
New Deal 1929 der Fall war. 

Finanziert werden sollen die erforderlichen Investitionen 
des Green New Deal von Sanders und Warren über eine stär-
kere Besteuerung der Grossunternehmen, v.a. der fossilen 
Industrien, sowie über eine Finanztransaktionssteuer, die 
Streichung unökologischer Investitionen und die Kürzung 
der Militärausgaben.6 Das ist ein entscheidender Unterschied 
z.B. zum CO2-Gesetz der Schweiz, das eine sozial ungerechte 
CO2-Abgabe (Verbrauchssteuer) vorsieht, die «regressiv» vor 
allem die Mittelschicht und Geringverdienende belastet. 

Insgesamt können wir über den GND aus den USA 
schlussfolgern, dass die starke Abstützung in den sozialen 
Bewegungen, die antirassistischen, sozial abfedernden, um-
verteilenden Massnahmen zur Reduzierung der Ungleichheit 
sowie die kommunalen Energieerzeugung und Kontrolle we-
sentliche progressive Elemente sind. Mit der staatlichen Job-
garantie, Lohnfortzahlungen, Weiterbildungsmöglichkeiten, 
einer Krankenversicherung für alle sowie dem Ausbau des 
Care-Sektors sind zudem wesentliche Elemente enthalten, 
die die Kluft zwischen ökologischer und sozialer Frage zu 
überwinden suchen. Eine Frage bleibt aber noch: Was ist mit 
dem Wachstum?

Der GND von Sanders und Warren stellt weder das ka-
pitalistische Akkumulationssystem noch das unendliche 
Wachstum in Frage. Doch wir stellen diese unangenehmen 
Fragen: Ist ein Green New Deal im Rahmen des kapitalisti-
schen Wirtschaftssystems machbar? Kann ein Green New 
Deal ohne Wachstumskritik grün sein? Ist es möglich das 
Wirtschaftswachstum vom Ressourcenverbrauch loszulösen? 

5 Rehmann, Jan, Ein Plan für alle (Fälle) – Der Green New Deal als 
sozial-ökologisches Hegemonieprojekt, 2019,  
https://www.zeitschrift-luxemburg.de/ein-plan-fu-
er-alle-faelle-der-green-new-deal-als-sozial-oe-
kologisches-hegemonieprojekt/, 18.03.2020

6 ebd.

Reicht es aus, unseren Energiedurst mit erneuerbaren  Ener-
gien zu stillen und sonst geht alles weiter wie bisher? Woher 
kommen die Rohstoffe für die erneuerbaren Energien? Und 
wer profitiert, wer verliert an der steigenden Nachfrage nach 
erneuerbaren Energien?

Das Märchen vom unendlichen 
Wachstum in einer endlichen Welt

Die bisherigen Green New Deals basieren auf dem Irrglau-
ben des kontinuierlichen Wachstums, das Vollbeschäftigung 
verspricht und gleichzeitig die ökologischen und sozialen 
Folgen bewältigen kann. Das Problem am Wirtschaftswachs-
tum ist jedoch, dass ein Teil der Menschheit bereits jetzt 
weit mehr verbraucht, als der Planet längerfristig zur Ver-
fügung stellen kann. Für den aktuellen durchschnittlichen 
globalen Ressourcenverbrauch wären 1,5 Planeten vonnöten. 
Dabei verbrauchen Menschen in den industrialisierten Län-
dern sehr viel mehr Energie und Ressourcen als Menschen in 
Ländern des globalen Südens, wie Berechnungen des Global 
Footprint Network zeigen.7 Wenn alle so viel verbrauchen 
würden wie die Menschen in Europa, bräuchten wir 2,8 Pla-
neten.8 Wenn es so offensichtlich ist, dass wir weniger ver-
brauchen müssen, weshalb wird dann die Wachstumsfrage 
nicht gestellt? Der Grund dafür ist naheliegend: Ohne Wirt-
schaftswachstum würde das kapitalistische Wirtschaftssys-
tem zusammenbrechen. 

Ist ein Green New Deal ohne 
Wachstumskritik grün?

Die kapitalistische Wirtschaftsweise bedingt, dass die 
Unternehmen in ständiger Konkurrenz zueinander stehen. 
Deswegen überleben nur jene Unternehmen, die ihre Produk-
tivität durch ständige Investitionen steigern und damit die 
Preise für die Produkte senken können. Dabei muss die Pro-
duktion nicht nur effektiver werden, sondern auch laufend 
erhöht werden, um die Profite zu maximieren. «Ohne dieses 
Wachstum ist die kapitalistische Ökonomie instabil und ihre 
Aufrechterhaltung nicht möglich.»9 Die Logik des Kapitalis-
mus erfordert eine stetige Überschussproduktion, um Rendi-
ten zu erzielen und Zinsen an Kreditgeber zahlen zu können.

Auch grüne Investitionen werden nur getätigt, wenn sie 
für die Investoren gewinnversprechend sind, also Profit ab-
werfen. «Ohne Wachstum ist dies ausgeschlossen und daher 
bleibt der grüne Kapitalismus, wie der schwarze fossile Ka-
pitalismus auch auf Wachstum angewiesen.»10 Das bedeutet, 
dass es schlichtweg nichts nutzt, Lösungen innerhalb eines 
Systems zu suchen, das die ökologische Krise verursacht hat. 
Ein Green New Deal ohne Kritik am kapitalistischen Wachs-
tumszwang ist nicht grün. Wir brauchen also ein umsetzba-

7 http://data.footprintnetwork.org/#/?, 03.03.2020
8 https://www.n-tv.de/wissen/EU-verbraucht-Ressour-

cen-von-2-8-Planeten-article21012586.html, 03.03.2020
9 https://www.sozonline.de/wp-content/uploads/2015/01/

Flugblatt7-Grenzen-des-Wachstums.pdf, 03.03.2020
10 Altvater, Elmar, Ein «ökologischer Keynesia-

nismus» - Idee und kein Projekt, 2008
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res Konzept zur Neugestaltung der ökonomischen und sozialen 
Organisierung unserer Gesellschaft, welches die Wachstums-
frage ernsthaft stellt. 

Entkopplung von Wachstum und 
Ressourcenverbrauch – schön wärs!

Weil viele Ökonom*innen, Politiker*innen und Wissen-
schaftler*innen wissen, dass das Wachstum eine notwendige 
Bedingung für das Funktionieren des Kapitalismus ist, argu-
mentieren sie, das Wirtschaftswachstum liesse sich vom Ener-
gie- und Ressourcenverbrauch entkoppeln. Deshalb sei stetes 
Wirtschaftswachstum auch künftig möglich. Dagegen spricht 
jedoch, dass im globalen Massstab das Wirtschaftswachstum 
noch nie absolut vom Wachstum des Material- und Energiever-
brauchs entkoppelt wurde. Zwar ist die Energieintensität der 
Wirtschaft, also das Verhältnis zwischen Energieverbrauch und 
Wirtschaftsleistung, von 1965 bis 2018 von 0,25 auf 0,17 Ölein-
heiten pro Dollar gesunken.11 Relativ wird also für die Produk-
tion weniger Energie verwendet. Vom Wirtschaftswachstum 
entkoppelt ist der Energieverbrauch deshalb jedoch nicht: in 
absoluten Zahlen ist der Energie- und Ressourcenverbrauch von 
1965 bis 2018 massiv angestiegen, da die Weltwirtschaft in die-
sem Zeitraum stark gewachsen ist. In den ersten 20 Jahren des 
21. Jahrhunderts wurden sogar mehr Ressourcen verbraucht als 
im gesamten 20. Jahrhundert.12

Noch ein Tropfen Effizienzsteigerung 
und der Motor läuft wieder

Auch in der ökologischen Debatte heisst es von allen Sei-
ten, die steigende Effizienz sei die notwendige Schmierflüs-
sigkeit, um den Wirtschaftsmotor am Laufen zu lassen, ohne 
dabei die planetaren Grenzen zu sprengen. Obwohl bereits 
heute aufgrund der sinkenden Energieintensität der Wirtschaft 
Energie und damit Kosten eingespart werden könnten, ge-
schieht dies nicht, wie der Anstieg des absoluten Ressourcen-
verbrauchs zeigt. Dies liegt daran, dass Energie und Kosten an 
anderer Stelle genutzt und investiert werden. Dieses Phänomen 
wird auch als Rebound-Effekt beschrieben. Mit anderen Wor-
ten führen Effizienzsteigerungen nicht zu weniger Verbrauch. 
Da Unternehmer*innen haben nicht das Interesse, weniger 
zu verbrauchen, sondern mehr Gewinn zu machen, indem sie 
mit möglichst wenig Kosten mehr produzieren und verkaufen 
können – eine gute Veranschaulichung des Prinzips der Profit-
maximierung. Aufgrund dessen hören wir auch häufig das Ar-
gument, dass ein Energieanstieg kein Problem sei, solange die 

11 Schmid, Simon, Wie sich Klima und Wachstum ver-
tragen, Republik, 02.03.2020, https://www.republik.
ch/2020/03/02/wie-sich-klima-und-wachstum-vertragen

12 Grenzen des Wachstums, https://www.sozonli-
ne.de/wp-content/uploads/2015/01/Flugblatt7-
Grenzen-des-Wachstums.pdf, 03.03.2020

Energie aus erneuerbaren statt aus fossilen Energien gewonnen 
werde. Deswegen setzen die neoliberalen und marktkonformen 
Massnahmen auch hauptsächlich bei der Förderung der erneu-
erbaren Energien an. 

Die Kehrseite der erneuerbaren Energien
Der Übergang hin zu erneuerbaren Energien ist absolut 

notwendig, doch reicht das aus, um die Zerstörung unseres 
Planeten aufhalten zu können? Wie alle Technologien haben 
auch erneuerbare Energien ihre Grenzen. Sie haben aufgrund 
ihrer geringen Energiedichte einen hohen Flächenverbrauch. 
Ein Beispiel dazu: Beim derzeitigen Wachstum würde für die 
Deckung des europäischen Energieverbrauchs mit Solarenergie 
50 Prozent der Fläche der EU notwendig sein. Dies würde die 
Biodiversität empfindlich reduzieren und eine nicht vertretbare 
Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduktion darstellen. Selbst 
wenn wir also unseren gesamten Energiebedarf über erneuer-
bare Energien decken könnten, müssten industrialisierte Län-
der ihren Energieverbrauch massiv einschränken, weil die er-
neuerbaren Energien eine Bedrohung für die Biodiversität und 
Nahrungsmittelsicherheit wären.

Um die industrialisierten Nationen mittels erneuerbarer 
Technologien wie Solar- und Windkraftanlagen «grün» zu ma-
chen, wäre zudem eine immense Steigerung des Abbaus von 
seltenen Erden, sowie Lithium, Kobalt, Silber, Kupfer und Stahl 
notwendig. Diese wäre vor allem in Ländern der südlichen He-
misphäre zu finden. Die Aneignung dieser Rohstoffe wäre sehr 
wahrscheinlich ein sehr gewaltsamer Prozess, bei dem bisheri-

Marktkonform bis progressiv, aber (k)eine Lösung?
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ge neokoloniale Abhängigkeitsverhältnisse noch vertieft wür-
den. Damit drohen jegliche Green New Deals imperialistische 
Beziehungen zwischen Staaten des globalen Nordens gegen-
über jenen des globalen Südens noch zu verstärken, sollten sie 
an bisherigen kapitalistischen Ausbeutungsverhältnissen fest-
halten, die auf kolonialen Ressourcenverbrauch aufbauen.  

Freiwillig werden sie nicht auf 
ihre Profite verzichten

Gleichzeitig beobachten wir weiterhin trotz jeglicher War-
nungen der Wissenschaft und Klimabewegung einen Anstieg 
der Investitionen in fossile Energien, wie die Berichte der Inter-
nationalen Energieagentur (IEA) von 2018 und 2019 zeigen. 
Die globalen Grosskonzerne handeln also aktiv gegen jegliche 
wissenschaftliche Erkenntnisse, da es um die eigenen Gewin-
ne und Profite geht. Ein sofortiges Verbot der Nutzung fossiler 
Energien würde eine immense Liquidierung bereits investierten 
Kapitals und fossiler Infrastruktur bedeuten, was zum Bankrott 
der weltweit stärksten Industrie überhaupt führen würde – der 
fossilen. Die Kapitalist*innen werden diese Gewinne nicht frei-
willig aufgeben, sondern mit allen Mitteln verteidigen. Ihre In-
teressen stehen im absoluten Gegensatz zu unseren Interessen. 
Wollen wir die Gesellschaft ernsthaft verändern, müssen wir 
die Machtfrage stellen. Innerhalb der gegebenen Kräfte- und 
Machtverhältnisse werden wir den Kampf verlieren – deswegen 
ist unser Ziel nicht, innerhalb der gegenwärtigen Macht- und 
politischen Kräfteverhältnisse zu denken und zu handeln, son-
dern diese in Frage zu stellen und zu überwinden!

Es geht darum, die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse 
zu verändern, weil wir unsere Vorstellungen einer nachhal-
tigen Welt nicht im gegebenen System umsetzen können. Es 
geht darum, über die Grenzen des Systems hinaus zu denken 
und sich gemeinsam mit einer breiten Klimabewegung, anti-
kapitalistischen linken politischen Kräften und progressiven 
Gewerkschaften für eine Überwindung des zerstörerischen Ka-
pitalismus zu kämpfen. Wie das plötzliche Erstarken und der 
sprunghafte Anstieg der ökologischen und feministischen Be-
wegungen weltweit zeigen, sind gesellschaftliche Umbrüche 
nie vorhersehbar. diese sozialen Bewegungen sind Ausdruck 
davon, dass der Kapitalismus von immer mehr Menschen in 
Frage gestellt wird. 

Progressive, breite sozialen Bewegungen 
können die Mächtigen herausfordern!

Der Green New Deal aus den USA thematisiert die System-
frage zu wenig und stellt auch das Wachstumsparadigma gar 
nicht in Frage. Dennoch kann dieser eine progressive Antwort 
auf die Klimakrise bieten, indem er verschiedene Kämpfe mit-
einander verbindet. Denn aus strategischer Sicht reicht es nicht 
aus, einfach einen Systemwandel zu fordern. Um den System-
wandel zu erreichen, benötigen wir Übergangsforderungen, die 
am bestehenden Bewusstseinsstand ansetzen, aber auf grund-
sätzliche Veränderungen verweisen. Damit ist die entscheiden-
de Frage in unserer Auseinandersetzung mit dem GND nicht 
nur, ob er den Kapitalismus abschaffen will oder nicht, sondern 
ob er die strategischen Anforderungen eines ökosozialen Über-
gangsprogramms erfüllt. Also ob er das Potenzial hat, an be-
stehenden Kämpfen anzusetzen und diesen unterschiedlichen 
Kämpfen eine gemeinsame Richtung zu geben und sich mit 
grundlegenden Machtstrukturen in dieser Gesellschaft anzu-
legen. 

Bei dem GND aus den USA werden sowohl die soziale und 
die ökologische Frage als auch feministische und antirassisti-
sche Kämpfe miteinander verbunden. In diesem Kontext hat der 
GND aus den USA das Potenzial, eine progressive soziale Be-
wegung entstehen zu lassen.13 Eine breite soziale Bewegung, 
welche für fundamentale Veränderungen einsteht, indem eine 
breite Debatte über die Konversion der Industrie, Demokrati-
sierung der Wirtschaft, soziale Absicherung, Umverteilung und 
die Machtfrage aufgeworfen wird.

Wir haben die Aufgabe, mit unserer Kraft und Energie, 
Freude und Motivation einen Teil dazu beizutragen, die so-
zialen Bewegungen zu stärken und radikale Veränderung des 
Zusammenlebens zwischen Natur und Mensch einzufordern. 
Denn anders als beim «New Deal» geben wir uns nicht damit 
zufrieden, neue Karten zu erhalten – wir wollen die Spielregeln 
ändern!

13 Bellamy Foster, John, On Fire this time, https://monthly-
review.org/2019/11/01/on-fire-this-time/, 18.03.2010
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Frankreichs 
Arbeiter*innenklasse 
formiert sich
In den bleiernen Jahren 1980 bis 1995 war die Arbeiter*innenklasse 
wie gelähmt angesichts der Wucht der neoliberalen Angriffe auf 
die Arbeits- und Lebensbedingungen. Danach flammte weltweit der 
Widerstand in mehreren Wellen auf, die sich bis heute fortsetzen. 
In Frankreich, als einem der wichtigsten imperialistischen Länder, 
treten diese sozialen Kämpfe kontinuierlicher und dichter auf als 
anderswo. Was hat das zu bedeuten? 
von Willi Eberle (BFS Zürich)

ARBEITSK ÄMPFE
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Frankreichs Arbeiter*innenklasse formiert sich

Seit September 2019 formierte sich zum wiederholten 
Male der Widerstand der französischen Arbeiter*innenklasse 
gegen die jahrzehntealten Projekte der französischen Bour-
geoisie, das Rentensystem radikal anzugreifen. Im Gegensatz 
beispielsweise zur Schweiz, den USA oder Deutschland geht 
so was in Frankreich nicht ohne Widerstand über die Bühne, 
obschon auch hier die grossen Gewerkschaften ebenso büro-
kratisch sind wie anderswo und sie ebenso Angst vor einer zum 
kämpferischen Selbstbewusstsein erwachten Basis haben. Im 
legendären Streik vom Dezember 1995 musste die Regierung 
Juppé angesichts des starken Widerstandes zurücktreten und 
das Projekt eines grossen Angriffs auf das Rentensystem zu-
rückziehen. Seither hat sich jede Regierung daran versucht, ist 
auf vehementen Widerstand gestossen und hat bisweilen klei-
nere Teilerfolge erzielt.

Nun will Macron aufs Ganze gehen und das Rentenalter für 
alle auf 64 Jahre erhöhen. Das derzeitige System aus staatli-
cher Finanzierung und Umlageverfahren (ähnlich der schwei-
zerischen AHV) soll mit einer Kapitaldeckungsfinanzierung 
(ähnlich den Pensionskassen) ergänzt werden. Im Kern des An-
griffs auf das Rentensystem, wie das Unternehmer*innenlager 
ihn seit Jahren fordert, geht es um die allgemeine Absenkung 
aller Renten durch eine Veränderung ihrer Bemessungsgrund-
lage. Zurzeit werden die finanziell besten 25 Beitragsjahre zur 
Berechnung der Höhe der Renten herangezogen. Kommt die 
Reform durch, werden in Zukunft 43 Beitragsjahre in die Er-
mittlung des Rentenniveaus für fast alle Berufsgruppen – aus-
genommen sind nur wenige wie Militärs, Teile der Polizei, 
Pilot*innen, Operntänzer*innen – einfliessen. Der Rentenklau 
betrifft also die gesamte Arbeiter*innenklasse und alle Ein-
kommensschwächeren, Prekären und Erwerbslosen besonders 
hart.

Auch wurde über das Projekt nicht verhandelt – die Ge-
werkschaftsspitzen wurden lediglich zu Informationssitzungen 
eingeladen, aber ausdrücklich nicht zu Verhandlungen. Dahin-
ter steckt die – nicht unbegründete – Einschätzung, dass die 
Gewerkschaften mittlerweile zu schwach sind, mit den herge-
brachten Methoden die politische Macht der Bourgeoisie her-
auszufordern. Zudem hat die Regierung am 29. Februar kur-
zerhand die parlamentarische Verhandlung über ihr Projekt 
ausgesetzt und will dieses per Dekret durchsetzen.

Der Widerstand gegen den Grossangriff auf das franzö-
sische Rentensystem findet im Zusammenhang einer sich 
seit etwa vier Jahren entfaltenden weltweiten Welle sozialer 
Kämpfe statt.

Weltweite Erhebungen gegen die neoliberalen 
Verwüstungen in drei Schüben

Die weltweiten Aufstände haben sich seit etwa 25 Jahren 
in drei Schüben verdichtet: 1995 bis 2005 entfaltete sich der 
«lateinamerikanische-europäische Zyklus», mit einer Verdich-
tung der Mobilisierungen und Streiks in Europa und Latein-
amerika, aber auch anderswo. Gelegentlich wird auch von 
Antiglobalisierungsbewegung gesprochen. Damals wurden ge-
legentlich Kämpfe gewonnen, beispielsweise in Frankreich. In 
dieser Periode kam es gerade in Lateinamerika zur Bildung von 
sogenannten linken Regierungen, v.a. in Brasilien, Venezuela, 
Uruguay, Ecuador.  2009–2012 flammte der «mediterrane Zy-
klus» auf, mit grossen Aufständen in Nordafrika, dem Nahen 

Osten, Griechenland, Frankreich, Spanien, die alle mehr oder 
weniger brutal niedergewalzt wurden und, drittens, der ak-
tuelle Zyklus seit ca. 2016, der wirklich den gesamten Globus 
umspannt. Diese sozialen Bewegungen richten sich gegen alle 
Ausprägungen der Verwüstungen, die die neoliberale Offensi-
ve in den verschiedenen Bereichen der materiellen Arbeits- und 
Lebensrealität anrichtet. Vor allem gegen die Konterreformen 
um Arbeitsbedingungen, Bildung, Sozialversicherungen, Ge-
sundheitssystem, Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen 
und in der Altersvorsorge; gegen Rassismus, wachsende Re-
pression, gegen autoritäre Regimes und gegen die Ausweitung 
des militärischen Interventionismus v.a. des US-Imperialismus. 
Generell sind diese sozialen Bewegungen bislang auf breite 
Sympathie gestossen, wie auch die gewalttätige Repression, 
mit der die Regierungen darauf reagiert haben, an den meisten 
Orten breit abgelehnt wird. 

Allerdings fällt auf, dass die Forderungen der sozialen Be-
wegungen nur in den seltensten Fällen durchgesetzt werden 
konnten – im Gegenteil: Die Angriffe auf die materiellen Ar-
beits- und Lebensbedingungen werden immer härter, vor al-
lem seit der grossen Krise von 2008. Alle reformistischen und 
gerade auch die links-reformistischen politischen Organisatio-
nen haben diese Angriffe bislang geduldet oder gar selbst mit-
getragen; sie legen die Priorität auf eine gute Verhandlungs-
position mit der Bourgeoisie anstatt auf eine Stärkung der 
Kampffähigkeit der Arbeiter*innenklasse. Gerade die links-re-
formistischen Ansätze, wie die deutsche Linkspartei, die spa-
nische Podemos, der portugiesische Bloco, die französische 
La France Insoumise oder die griechische Syriza lenkten oder 
lenken den Widerstand in traditionelle reformistische Bahnen. 
Dies ist eigentlich auch die Linie der linkeren französischen 
Gewerkschaften, vor allem der CGT, die wie alle reformisti-
schen Organisationen letztendlich immer darauf aus sind, mit 
der Regierung und der Bourgeoisie im Gespräch zu bleiben und 
diese keinesfalls stürzen wollen; und gerade dies wird in der 
Basis der sozialen Bewegungen immer deutlicher gefordert.

Die radikale Linke, die zu einem grossen Teil im Laufe der 
«ersten Welle» weltweit auf links-reformistische Strategien wie 
linke Regierungen oder breite Parteien gesetzt hat, wollte be-
reits damals Anschluss an diese sozialen Bewegungen finden; 
zu diesem Zweck brachen weite Teile von ihr erstaunlicher-
weise mit den zentralen Pfeilern einer klassenorientierten Aus-
richtung.1 Das tragischste Beispiel ist sicher die Erfahrung mit 
der griechischen Syriza-Regierung, aber auch in Lateinamerika 
rächt sich spätestens seit 2015 diese Strategie des «Abschieds 
vom Proletariat» mit einer aggressiven politischen Konterrevo-
lution. Generell kam es seit 2012 zu einem deutlichen Erstar-
ken der Neuen Rechten, die oft eine organische Verbindung zu 
faschistischen Formationen und Traditionen hat. Dies gilt ge-
rade auch für Frankreich.2 Demgegenüber  steckt die radikale 
Linke beinahe überall in einer tiefen Krise.

1 Siehe dazu beispielsweise: Willi Eberle: Dis-
kurs gegen Klasse. Über anti-marxistische Mode-
strömungen; https://maulwuerfe.ch/?p=6562.

2 Siehe zu dieser Problematik beispielsweise David Ales: Der 
Aufstieg der Rechten: Eine faschistische Gefahr? In anti-
kap Nr. 10 vom Frühjahr 2019 und Willi Eberle: Alle nach 
rechts: Was tun? In antikap Nr. 11 vom Herbst 2019.
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Frankreich 2016 – 2020
Die Konterreform des Arbeitsgesetzes durch die sozialistische 

Regierung 2016 provozierte die Eröffnung einer neuen Kampfpe-
riode der französischen Arbeiter*innenklasse, die, wie viele be-
reits früher, in einer Niederlage endete. 2017 folgten die Kämpfe 
gegen die Konterreformen um die französischen Staatsbahnen 
SNCF, die ebenfalls in einer Niederlage endeten, Ende 2018 ent-
zündete sich die Bewegung der Gilets Jaunes (Gelbwesten), deren 
Ausläufer bis heute anhalten und die sich ab Anfang Dezember 
2019 in Rinnsalen in den Widerstand gegen den Angriff auf das 
Rentensystem ergossen. Dazwischen flammten immer wieder Be-
wegungen gegen Rassismus, Repression, Gegenreformen im Bil-
dungssektor und um die schwelenden Konflikte in den Banlieus 
auf. In all diesen Kämpfen, soweit die Gewerkschaften als weiter-
hin wichtigste Kampfstruktur der Arbeiter*innenklasse beteiligt 
waren, spielten deren Führungen insgesamt eine bremsende Rol-
le. Dies u.a. aufgrund ihrer primären Orientierung auf Gespräche 
mit den Vertreter*innen der Bourgeoisie und der Regierung. 

Die französischen Gewerkschaftsverbände sind sehr zer-
splittert, schwach verankert, im Privatsektor oft kaum vorhan-
den, und deshalb vor allem auf die staatlichen Autoritäten als 
Verhandlungspartner orientiert. Einige unter ihnen stehen tra-
ditionell eher rechts, wie die Kadergewerkschaft CGC, andere, 
wie die CFDT haben sich wie die sozialistische Partei seit den 
frühen 1980er Jahren an den aufstrebenden neuen Mittelschich-
ten3 orientiert und stehen bei sozialen Kämpfen eher zurück. Die 
Force Ouvrière (FO) ist aus einer antistalinistischen Abspaltung 
von der CGT 1946 mit einer ähnlichen Verankerung im proleta-
rischen Milieu entstanden und hat deren bürokratisch-reformis-
tische Ausrichtung beibehalten, hat aber weniger Verankerung in 
den kämpferischen Teilen des Proletariats als die CGT. Die FSU, 
die vor allem im Bildungsbereich verankert ist, gehört eher zu den 
kämpferischen Gewerkschaften. Solidaires, in den Kämpfen der 
1990er Jahren entstanden, ist wesentlich kleiner und am ehes-
ten auf die Entwicklung von proletarischen Kämpfen ausgerich-
tet. Die CGT hingegen ist unter den grossen Verbänden wohl am 
besten in einem kämpferischen proletarischen Milieu verankert, 
was intern auch oft für Konflikte sorgt. Der Zusammenschluss 
der intersyndicale, wie er im Widerstand gegen die Rentengegen-
reform erneut zum Tragen kam, umfasst eher «kämpferische» 
Gewerkschaften wie Solidaires, CGT, FSU, FO, aber auch eher 
«gemässigte» wie die UNSA, die vom Aktionskomitee RATP-SNCF 
am 5. Dezember buchstäblich in den Streik gedrängt wurde.

Aufgrund dieser Zersplitterung und Schwäche und unter dem 
Druck der Basis entsteht eine Art Konkurrenzsituation unter den 
Gewerkschaftsführungen, die für sie die – wenn auch wohltem-
perierte – Unterstützung von Kämpfen zur Notwendigkeit macht. 
Denn, falls etwas herausgeholt werden kann, wollen sie dabei 
federführend gewesen sein. Dies war gut sichtbar im vergan-
genen Dezember, als der Führer der CFDT, Laurent Berger, von 
der Regierung ein vermeintliches Versprechen bekam, dass das 
mit den Beitragsjahren nicht so streng genommen werden wür-
de. Mittlerweile stellte sich dies als Täuschungsmanöver heraus 

3 Teile der Lohnabhängigen, die aufgrund ihrer Ausbildung, Qualifi-
kationen, beruflichen Stellung oder ihrer politischen Herkunft ihr 
Schicksal eher an die Interessen der grossen Konzerne binden.

und die CFDT, die den Kampf nie unterstützte, sieht sich nun als 
Düpierte. Sie seit einigen Jahren grösste Gewerkschaft verliert 
mittlerweile viele Mitglieder. Immerhin wurde deren Zentrale 
von einer Basisgruppe um das Aktionskomitee RATP-SNCF am 
17. Dezember besetzt und einige Male deren Stromversorgung 
abgestellt, wie dies übrigens auch einigen Polizeistationen wi-
derfuhr. Das Aktionskomitee RATP-SNCF bildete sich zwischen 
September und Dezember 2019 als autonomes Handlungsinstru-
ment für die Auseinandersetzung um das Rentensystem; seine 
Basis liegt im Pariser Nahverkehrsunternehmen RATP und den 
Staatsbahnen SNCF und geht auf Zusammenhänge zurück, die 
sich teils in früheren Kämpfen herausgebildet haben, teils auch 
in der radikalen Linken wurzeln, vor allem im Umfeld des NPA. 
Dieser wiederum ist traditionell in Solidaires präsent.

Die intersyndicale und insbesondere die CGT wurden durch 
die kämpferische Basis um das Aktionskomitee RATP-SNCF in ge-
wissem Sinne vorwärtsgetrieben; dieser sich selbst organisieren-
de Handlungszusammenhang hatte am Aktionstag im September 
den Gewerkschaften auf den 5. Dezember die Einleitung eines 
unbefristeten Streiks aufgedrängt. Dessen Auftakt war denn 
auch, mit allen begleitenden Mobilisierungen in vielen Betrieben 
und auf der Strasse beeindruckend, auch wenn die Gewerkschaf-
ten keine Anstalten machten, den Streik über die SNCF und in 
Paris über die RATP hinaus auszuweiten. Sie sind weiterhin, wie 
dies ihrer sozialpartnerschaftlichen Tradition entspricht, an kei-
ner politischen Krise der Fünften Republik interessiert. Aber sie 
wurden von der aktiven Basis am 5. Dezember immerhin dazu 
gezwungen, den Streik unbefristet fortzusetzen. Als die Gewerk-
schaftsführungen am 20. Dezember dann eine Waffenruhe über 
die Feiertage durchsetzen wollten, haben die Aktionskomitees, 
zu denen auch die Lehrer*innen des öffentlichen Bildungssys-
tems und einige andere stiessen, kurzerhand die Streiks und 
Mobilisierungen mit grossem Einfallsreichtum über die Feiertage 
fortgeführt. 

Am 20. Januar aber mussten die Streikenden die Waffen vor-
derhand strecken – sie waren zu erschöpft. Kein Wunder, denn 
sie mussten die 45 Streiktage finanziell weitgehend selbst tragen, 
es gibt keine Streikkassen bei den französischen Gewerkschaf-
ten, obwohl diese offenbar insgesamt über ein Vermögen von 4 
Milliarden Euro verfügen. Wie kaum ein anderer sozialer Kampf 
wird der gegen die Rentenkürzungen von unten, von der Basis 
der Beschäftigten getragen – und er verdeutlicht damit die Stär-
ken, die allein schon aus dem spontanen Gewicht der Arbeiter*in-
nenklasse erwachsen. Der Streik, wie bereits frühere Kämpfe 
und die Gilets Jaunes erfreuen sich einer breiten Sympathie in 
der Bevölkerung; diese alimentierte denn auch eine solidarische 
Streikkasse, in der einige Millionen zusammenkamen.

Lehren
Vor allem aber zeigt die gegenwärtige Bewegung, dass die 

neue Sequenz des Klassenkampfes, die 2016 und vor allem mit 
der Gelbwesten-Bewegung 2018 begann, tiefere und zweifellos 
explosivere Umwälzungen in den kommenden Monaten und Jah-
ren ankündigt. In einem Abstand von mehr als 150 Jahren scheint 
uns diese Sequenz daran zu erinnern, dass «Frankreich das Land 
ist, in dem die Klassenkämpfe jedes Mal, mehr als irgendwo 
sonst, bis zur vollständigen Entscheidung geführt wurden und 

Frankreichs Arbeiter*innenklasse formiert sich
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wo folglich die wechselnden politischen Formen, innerhalb de-
rer sie sich bewegen und in denen ihre Ergebnisse zusammen-
gefasst werden, die schärfsten Konturen annehmen».4

Wir betrachten drei Aspekte dieser Einschätzung:
Erstens war die Bewegung gegen die Konterreform des 

Rentensystems zwar nie wirklich auf breiter Ebene handlungs-
fähig ohne Gewerkschaftsführungen, trotz den hoffnungsvol-
len Ansätzen vor allem bei der SNCF und der RATP und bei den 
Lehrer*innen. Die Bürokratie hatte immer noch die Hebel in der 
Hand, obgleich die Aktionskomitees eine neue überbetriebliche 
Stärke entwickelt haben. Aber es entstanden deutliche Ansätze, 
im Kampf selbst die Instrumente zu entwickeln, um der selbst-
organisierten Avantgarde des Proletariats in einer kommenden 
Kampfperiode eine bessere Handlungsfähigkeit zu verschaffen. 
Dies ist eine wesentliche Voraussetzung, um Kämpfe zu füh-
ren, in denen die Kommandoposten der Bourgeoisie schwer be-
drängt und letztendlich gestürzt werden müssen.

Zweitens gelang es nicht wirklich, den Gehalt und die Me-
thoden der Gelbwesten, der Aufständischen in den Banlieus, 
der Schüler*innenkämpfe und anderer mit den Kämpfen des 
Proletariats zu kombinieren. Gerade die Gelbwesten aber hat-
ten eine Ausdauer, eine Virtuosität, Hartnäckigkeit und im All-
gemeinen eine Unbestechlichkeit, die bürokratischen und re-
formistischen Organisationen fremd ist. Insbesondere aber war 
der Inhalt dieser Bewegung wie ein Motto, das als wehende 
Fahne über dem allgemeinen Unbehagen prangte: «Wir wollen 
Leben, nicht Überleben!» Und gerade in diese Lebensform des 
Überlebens wurden und werden immer breitere Segmente der 
Lohnabhängigen und des deklassierten Kleinbürgertums durch 
die Strategien des Neoliberalismus geworfen. Und alle diese 
marginalisierten Segmente, welche sich durch die Gilets Jaunes 
vertreten fühlten, gälte es in einer aufständischen solidarischen 

4 Friedrich Engels: Vorwort zur dritten Auflage der deut-
schen Ausgabe (1885) von «Der achtzehnte Brumaire 
des Louis Bonaparte» von Karl Marx, in MEW 8, 561.

Bewegung zusammenzuführen, damit der zerstörerischen Poli-
tik zugunsten der Reichen Einhalt geboten werden könnte. Die 
Verteidigung des Rentensystems wäre eine gute Gelegenheit 
dafür gewesen, betrifft dieses doch eigentlich alle. Allerdings 
standen die Führungen der Gewerkschaftsverbände im Allge-
meinen den Gelbwesten ablehnend gegenüber, wie auch zumin-
dest zu Beginn ein grosser Teil der radikalen Linken.

Drittens ist Frankreich, wie alle imperialistischen Länder 
– und erst recht die Länder der Peripherie – durch 30 bis 40 
Jahre Neoliberalismus politisch und sozial verwüstet worden: 
Eine gesellschaftliche Atomisierung hat sich verfestigt mit dem 
Vormarsch der Warenform in alle Bereiche des individuellen 
und öffentlichen Lebens; damit nimmt in der Wahrnehmung 
der materiellen Arbeits- und Lebensbedingungen eine Optik 
der Konkurrenz überhand. Dies führt direkt in eine politische 
Degenerierung grosser Segmente der Gesellschaft, einer Profi-
lierung von Rassismus, Nationalismus und von auf Identitäten 
basierenden Weltinterpretationen. Das heisst, dadurch wird ein 
Humus für reaktionäre politische Ansätze geschaffen, der die 
Grundlage für den Aufstieg der Neuen Rechten abgibt. Nur mit 
einem entschlossenen Widerstand gegen die Angriffe auf die 
materiellen Arbeits- und Lebensbedingungen können diejeni-
gen solidarischen politischen Strukturen geschaffen werden, 
die einen Weg in eine befreite Gesellschaft weisen. Und nur in 
solchen Kämpfen kann das Klassenbewusstsein heranwachsen, 
das der Arbeiter*innenklasse erlaubt, kollektiv den Weg durch 
das gewundene Dickicht des Kampfes für die Befreiung zu fin-
den.5

Die französische Arbeiter*innenklasse war über die vergan-
genen fünf Jahrzehnte in allen internationalen Wellen grosser 
sozialer Kämpfe präsent, und dies in einem der mächtigsten im-
perialistischen Länder. Nirgendwo sonst war dies der Fall!

5 Siehe z.B. Ernest Mandel: Lenin und das Problem des proletari-
schen Klassenbewusstseins, https://maulwuerfe.ch/?p=2007.
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Die Anstellungsverhältnisse in der Kinderbetreuung sind 
miserabel. Die neoliberale Sparpolitik der letzten Jahr-
zehnte hat die Qualität der gesellschaftlich notwendigen 
und wertvollen Arbeit der Kinderbetreuung permanent 
verschlechtert, die sozialen Bindungen zerstört und öko-
nomische Verwertbarkeit als höchste Priorität gesetzt. 
Wir haben mit Betreuer*innen über die Zustände gespro-
chen. Dabei wurde klar: Für eine umfassende und ver-
antwortungsvolle Betreuung braucht es mehr Qualität in 
den Kitas und Horten – gerade in Krisensituationen wie 
während des Corona-Virus. 

von Sarah Friedli (BFS Jugend Zürich) 

im Gespräch mit Betreuer*innen der Trotzphase

#kitasamlimit

CAREARBEIT
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   «    Was arbeitest du? 
 
Ich bin Kinderbetreuerin. 
 
Ach schön, den ganzen Tag ein wenig mit Kin-
dern spielen, das stelle ich mir toll vor.

So laufen viele Gespräche ab, die FaBes (Fachpersonen Be-
treuung) über ihre Arbeit führen. Oft haben Menschen das Ge-
fühl, Kinderbetreuung sei, die Kinder einfach ein wenig zu be-
schäftigen, mit ihnen zu spielen. Es wird davon ausgegangen, 
dass dies jede Person tun könnte. Und es wird gerne kleingere-
det, dass der Beruf der Kinderbetreuung weit darüber hinaus-
geht und eigentlich einen wertvollen pädagogischen Auftrag 
hat. 

Der Beruf der FaBes stellt dabei aber keinen Einzelfall dar 
– viele sogenannte feminisierte Berufe werden konstant abge-
wertet und schlecht bezahlt. Es sind Berufe in den Bereichen 
Pflege, Betreuung, Reinigung etc. Es sind Berufe, die in erster 
Linie dringend notwendig für die Gesellschaft sind, jedoch für 
die Marktwirtschaft keine Profite abwerfen. 

So wird der Beruf der Kinderbetreuung nicht nur viel zu 
wenig geschätzt und respektiert. Die Bedingungen der Horte 
und Kindertagesstätten (Kitas) werden im Zuge einer markt-
wirtschaftlichen Logik auch noch ständig verschlechtert – mit 
dem Ziel, sie einem profitorientierten Wettbewerb zu unter-
werfen und möglichst gewinnorientiert zu gestalten. 

In den letzten Jahrzehnten des neoliberalen Kapitalismus 
wurden unzählige Errungenschaften vergangener Arbeiter*in-
nenkämpfe zunichte gemacht. Der Service Public wurde stän-
dig privatisiert und abgebaut, darunter fallen auch die öffent-
liche Bildung und Betreuung von Kindern. Der Spardruck und 
die Privatisierung führten zur immer stärkeren Kommodifizie-
rung von Betreuungsaufgaben, weil sich die Krippen und Hor-
te der marktwirtschaftlichen Profitlogik ausgesetzt sehen. Was 
das für Auswirkungen auf die Kinder und die Angestellten in 
diesem Bereich hat, ist fatal.

Ein dystopisches Beispiel zeigte die Globegarden-Recher-
che1 der Republik auf: Darin berichten verzweifelte Betreu-
er*innen von zu wenig Essen für die Kinder, von Unfällen auf-
grund des Personalmangels, von einem enormen Spardruck, 
von verloren gegangenen Kindern und miserablen Löhnen. Es 
handelt sich bei Globegarden um eine von vornherein profitori-
entierte Kette von Kinderkrippen. Doch diese Zustände in den 
Globegarden-Kitas sind leider keine Ausnahme. Im Gegenteil: 
In allen Kitas, ob privat oder staatlich, treten – mal schlimmer, 
mal weniger schlimm – ähnliche Probleme auf. 

Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf Berich-
te der Gruppe «Trotzphase». Aus diesem Grund sind die Prob-
leme und die Art und Weise, wie die Kitas politisch-rechtlich 
eingegliedert sind, auf den Kanton Zürich bezogen. Die Prob-

1 Die Firma. https://www.republik.ch/2019/12/18/die-firma

leme, mit welchen die FaBes zu kämpfen haben, gibt es jedoch 
in allen Kantonen in ähnlichen Formen. Um diese Probleme 
sichtbar zu machen und konkrete politische Antworten darauf 
zu finden, hat sich die Gruppe Trotzphase gegründet.

Wer ist die «Trotzphase» 
Die Trotzphase ist eine Gruppe von ausgebildeten und an-

gehenden Fachpersonen Betreuung (FaBe), Erzieher*innen 
und Sozialpädagog*innen, welche sich im Kontext der Proteste 
gegen die Sparmassnahmen 2016 gebildet hat. Denn wie bei 
allen Sparprogrammen war auch 2016 der Bereich der Betreu-
ung und Bildung stark betroffen. Dagegen organisierten sich 
die FaBes. Mittlerweile sind viele von ihnen Mitglied der Ge-
werkschaft VPOD geworden und so kann die Gruppe teilweise 
deren Ressourcen nutzen. Die Gewerkschaft unterstützt die 
Anliegen der Trotzphase punktuell.

Die Trotzphase besteht aus einer Kerngruppe und drei da-
ran angegliederten Arbeitsgruppen zu den Bereichen Politik, 
Soziale Medien und Veranstaltungen. Während die AGs Sozia-
le Medien und Veranstaltungen vor allem dazu da sind, mit 
Menschen im Alltagsleben ins Gespräch zu kommen, beschäf-
tigt sich die AG Politik mit Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Situation auf institutioneller Ebene. Diese AGs sind offen für 
Mitarbeit von Interessierten. Daneben gibt es noch eine Hort-
Gruppe vom VPOD, die sich mit der Situation in Horten und 
Tagesschulen auseinandersetzt. Die Betreuer*innen themati-
sieren allfällige Probleme auch in der Kita mit den Kindern. 
Das ist wichtig, denn nur so können die Unbehagen und Be-
dürfnisse der Kinder erkannt werden, um die es in der Betreu-
ung ja primär gehen soll. Die Gruppe hat es sich darum auch 
zum Ziel gemacht, mit den Eltern ins Gespräch zu kommen 
und ein solidarisches Verhältnis aufzubauen. Denn von der 
Spar- und Profitlogik sind Kinder, Eltern und Betreuer*innen 
betroffen. Eines der grössten Probleme ist der strukturelle Per-
sonalmangel.

Zu wenig Personal + zu viele 
Kinder = Stress für alle

Die Tage in der Kinderkrippe bedeuten für Betreuer*in-
nen und auch für die Kinder oftmals übermässige Belastung 
und Stress. Ein zentrales Problem ist der Betreuungsschlüs-
sel: Überall herrscht Personalmangel und die Kinderkrippen 
funktionieren nur durch starken Einsatz von Lernenden und 
Praktikant*innen. Der Sinn einer Lehre oder eines Praktikums 
– nämlich, dass die unerfahrene Person etwas lernen kann – 
bleibt dabei komplett aussen vor. Denn meistens gibt es pro 
Kindergruppe nur eine ausgebildete Person und die kann sich 
neben den Kindern nicht auch noch um Lernende kümmern.

Die GAIMH (Gesellschaft für Seelische Gesundheit in der 
Frühen Kindheit) empfiehlt einen Betreuungsschlüssel von 
1:2,5 bei Säuglingen und Kindern von 0-2 Jahren, 1:4 bei 
3-Jährigen und 1:5 bei 4-6-Jährigen. Wichtig seien aber auch 
der Umfang, die Zusammensetzung und die Kontinuität der 
Kindergruppe, die es dem Kind ermöglichen, mit anderen Kin-
dern und den Erziehenden vertraut zu werden und persönliche 
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Beziehungen einzugehen. Heutzutage sind auf eine ausge-
bildete Betreuungsperson jedoch sieben Kinder erlaubt, sind 
es mehr Kinder, so braucht es eine zweite betreuende Per-
son in dieser Gruppe, diese muss jedoch keine Ausbildung 
im Bereich der Betreuung haben. Deswegen werden so viele 
Lernende oder Praktikant*innen angestellt. So kommt es, 
dass Personen, welche noch keinen einzigen Tag pädagogi-
sche Ausbildung genossen haben, die Verantwortung über 
eine Gruppe von 10-14 Kindern mittragen. Diese Lernenden 
werden dann aber meistens für Aufgaben wie Kochen oder 
Putzen eingeteilt und die ausgebildete Person ist mit den 
Kindern wieder alleine. 

Bleiben wir mal kurz bei der Ausbildung: Zum einen ist 
diese für die Betreuung von allen Altersstufen von Kindern 
zwischen 4 Monaten und 16 Jahren die gleiche, obwohl die 
Aufgaben sich massgeblich unterscheiden. Des weiteren ist 
die Ausbildung auch wegen der oben beschriebenen Situa-
tion derart stressig, dass ein grosser Teil der Auszubildenden 
schon während oder kurze Zeit nach Beendigung der Aus-
bildung den Bereich wieder verlassen. Deswegen ist es ein 
weitverbreitetes Phänomen, dass zwar viele junge Menschen 
die Ausbildung zu Kinderbetreuer*innen anfangen, langfris-
tig jedoch kaum jemand in dem Beruf bleibt: So sind zum 
Teil diejenigen, die ein Jahr Praktikum und drei Jahre Lehre 
machen mit vier Jahren am längsten in der Kita und tragen 

mit jungen Jahren Verantwortung für das ganze Team. Es 
herrscht also trotz hoher Ausbildungszahlen ständig Per-
sonalmangel und enorme Fluktuation in den Betreuungs-
teams. Diese vielen Wechsel sind gerade für kleinere Kinder 
unheimlich anstrengend und nicht entwicklungsfördernd. 

Alltag Dauerbelastung
Für die Betreuenden bedeutet der strukturelle Personal-

mangel, dass sie ständig verschiedenen Aufgaben gleich-
zeitig nachgehen müssen: auf die Kinder schauen, Listen 
kontrollieren, das Essen vorbereiten, WC oder Küche putzen, 
Spielzeuge aufräumen, die Kinder pflegen, wenn sie krank 
sind oder sich verletzt haben, mit den Eltern telefonieren, 
und, und, und. Gerade wenn beispielsweise eine Grippe um-
geht, erzählen die FaBes der Trotzphase, dass sie ständig den 
Fiebermesser in der einen und das Telefon mit den Eltern 
dran in der anderen Hand halten. Viele Eltern arbeiten in 
prekären Beschäftigungsverhältnissen oder haben Karriere 
und können deshalb auch nicht jederzeit vorbeikommen, um 
das Kind abzuholen. 

Der Druck ist sogar so gross, dass Betreuer*innen häu-
fig zur Arbeit gehen, auch wenn sie krank sind, weil sie das 
schlechte Gewissen gegenüber den Mitarbeitenden plagt. 
Denn wenn eine Betreuungsperson ausfällt, ist es für die 
anderen kaum noch möglich den Betrieb aufrecht zu erhal-
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ten. Und im Gegensatz zu den städtischen Horten und Kitas 
gibt es in den meist privatwirtschaftlich organisierten Kitas 
kaum Pools an Stellvertreter*innen. Diese Stresssituationen 
führen dazu, dass sich Betreuer*innen und Eltern gegensei-
tig misstrauen, obwohl das Grundproblem System hat. Denn 
so wie Kinderbetreuung heute organisiert ist, ist sie eben 
nur auf das Stillen der Grundbedürfnisse anstelle des Er-
füllens eines Betreuungsauftrags ausgerichtet – alles andere 
ist nicht rentabel.

Diese Situation ist nicht nur für die Betreuer*innen in 
der Tagesstätte eine grosse Stressbelastung, sondern ebenso 
oder fast noch mehr für die Kinder: Wenn ein Kind etwas von 
einer Betreuer*in will, – ob es nun eine Geschichte erzählen 
oder etwas fragen will, Begleitung für aufs WC braucht oder 
Hunger hat – muss es ständig warten, denn die Betreuer*in 
ist ja gerade mit anderen Dingen beschäftigt – mit Dingen, 
die eigentlich nichts mit ihrer pädagogischen Kompetenz zu 
tun haben. Dazu würde es eigentlich gehören, den Kindern 
zuzuhören, ihnen Verhaltensregeln und sozialen Umgang 
beizubringen, sie bei ihrer Entwicklung zu fördern und vie-
les mehr. Und nicht, zu putzen, aufzuräumen, zu kochen 
oder Listen auszufüllen. Wenn sie aber alle diese Dinge auch 
noch erledigen müssen, dann wird gezwungenermassen 
Zeit und Energie bei der Betreuung eingespart. Weniger Zeit 
und Energie für die Kinder führen auch oft dazu, dass eine 
stressige Stimmung entsteht, der sich die Kinder auch nicht 
entziehen können. 

Und hiermit sprechen wir ein weiteres Thema an: der 
Platz. Wenn wenige Betreuer*innen auf grosse Kindergrup-
pen aufpassen müssen, sind auch oftmals viele Kinder im 
selben Raum. Oftmals haben Kitas sowieso nicht so viele 
Räumlichkeiten, denn Räume kosten und in der Logik des 
Profits und im Kontext des Sparzwangs wollen Betreiber*in-
nen möglichst viele Kosten einsparen. So kommt es, dass 
beispielsweise eine Betreuerin der Trotzphase in einem Hort 
arbeitete, in der es gerade mal zwei Räume gibt. Dabei wird 
der eine Raum für die Essenszubereitung genutzt. Es sind 
also tagtäglich bis zu 30 Kinder in einem einzigen Raum. 
Der Lärm wird dabei unaushaltbar – für Kinder und Betreu-
ungspersonen. Eine andere Betreuerin hat eines Tages den 
Lärm gemessen, das Ergebnis war erschreckend: Der Lärm-
pegel hat die Vorschriften von Baustellen überschritten.

Dieser Vergleich wurde gemacht, weil es für die Kinder-
krippen nicht einmal gesetzliche Richtlinien gibt, was den 

Lärm betrifft. Es müsste – im Falle einer Baustelle – also 
mit Kopfhörern gearbeitet werden. Das geht natürlich für 
eine Kinderkrippe nicht. Doch nicht nur der Lärm ist ein auf 
Platzmangel zurückzuführendes Problem, sondern auch der 
Fakt, dass es mit nur einem Raum keine Rückzugsmöglich-
keit für die Kinder gibt. Das ist fatal. So können die Kinder 
keinen Moment zur Ruhe kommen und sind dauernd und 
hilflos der Lärmbelastung ausgesetzt.

Es zeigt sich immer wieder: die gesellschaftlich wertvol-
le und notwendige Betreuungsarbeit wird im Kapitalismus 
nicht wertgeschätzt, herabgesetzt und vernachlässigt. Denn 
sie wirft kein Geld ab. Kinder können nicht verwertet wer-
den und darum haben diejenigen, die sich um unsere Kinder 
kümmern, miserable Arbeitsbedingungen, schlechte Löhne 
oder arbeiten gar gratis (Stichwort unbezahlte Care-Arbeit), 
während diejenigen, die sich um unser Geld kümmern, 
grosse Boni und hohes Ansehen geniessen. Ein*e Betreu-
er*in, welche*r drei Jahre Ausbildung hinter sich hat, ver-
dient als Vertretung in einer Kita 4200.- CHF, wovon ihm*r 
dann in vielen Fällen noch das Geld für Essen abgezogen 
wird. Wo nicht genau hingeschaut wird, wird versucht, ein-
zusparen, wegzurationalisieren und möglichst wenig Geld 
für die Arbeiter*innen auszugeben. Dies ist die Logik eines 
Gesellschafts- und Wirtschaftssystems, in dem primär die 
Verwertbarkeit von Dingen zählt. 

Rechtlich-politische Situation 
Grundsätzlich ist die Betreuung von Kindern und Ju-

gendlichen in zwei Bereiche unterteilt. Die Kinderbetreuung 
und die Betreuung in Horten und Tagesschulen, die parallel 
zum Schulunterricht verlaufen. Logischerweise gehören die 
Horte und Tagesschulen somit auch dem Schul- und Sport-
departement an und sind vorwiegend städtisch organisiert. 
Dem gegenüber gehören die meist privat2 geführten Kitas 
dem Sozial- und Sicherheitsdepartement an. Somit laufen 
ein paar Dinge in den Horten- und Tagesschulen anders 
(mehr dazu im Kasten). 

Bei den Kitas gibt es auf rechtlicher Ebene einige Proble-
me: Beispielsweise haben Betreuer*innen keinen Gesamtar-
beitsvertrag (GAV). Die Anstellungs- und Arbeitsbedingun-

2 Für das Jahr 2018 veröffentlichte die Stadt Zürich fol-
gende Zahlen: 287 private Kitas mit Kontrakten, 32 pri-
vate Kitas ohne Kontrakte und 10 städtische Kitas.

«Die gesellschaftlich wertvolle und not-
wendige Betreuungsarbeit wird im Kapitalis-
mus nicht wertgeschätzt, herabgesetzt und 
vernachlässigt.»



30  |  antikap Nr. 12  |  Frühling 2020

gen sind also den Unternehmen überlassen und diese sind 
nach kapitalistischer Logik immer daran interessiert, mög-
lichst wenig Geld für die Arbeiter*innen auszugeben. Die als 
Unternehmen organisierten Kitas schalten und walten wie 
sie wollen und obwohl es eine Kontrollstelle gäbe, müssen 
sich die Unternehmer*innen davor nicht wirklich fürchten. 
Die Krippenaufsicht der Stadt Zürich ist keine grosse Hil-
fe. Es gibt viel zu wenig Aufsichtspersonal und so kommt 
es, dass durchschnittlich alle 2 Jahre eine Kontrolle durch-
geführt wird, die überdies noch angemeldet ist. Das führt 
zum Szenario, dass die Arbeitgeber*innen für den Kontroll-
tag das ganze Personal aufbieten und zum Teil sogar einige 
Betreuer*innen mit ihren Kindergruppen auf einen Ausflug 
schicken, damit es so aussieht, als ob die Kinder viel Platz 
und genug Betreuungspersonal hätten.

Weil seit einigen Jahren das Thema Kinderbetreuung 
auch im Zuge der feministischen Bewegung vermehrt dis-
kutiert wird, gab es in letzter Zeit auch einige Vorstösse 
und Anpassungen auf politisch-parlamentarischer Ebene, 
jedoch eher zu Ungunsten der Betreuer*innen und Kinder. 
Der Regierungsrat hat anfangs 2019 die Bildungsdirektion 
ermächtigt, eine Vernehmlassung von drei neuen Verord-
nungen durchzuführen. Laut diesen Verordnungen soll der 
Betreuungsschlüssel ein weiteres Mal erhöht werden. Und 
zwar von 2 zu 11 auf 2 zu 12, wobei weiterhin nur eine 
Person ausgebildet sein muss. Die kibesuisse, der VPOD und 
auch die Betreuer*innen sind sich einig: Es kommt bei der 
Durchsetzung dieser Verordnungen zu massiven Verschlech-
terungen der Qualität aufgrund der Erhöhung der Gruppen-
grösse. Diese drei Verordnungen hätten gleichzeitig mit dem 
neuen Kinder- und Jugendhilfegesetz am 1. Januar 2020 in 
Kraft treten sollen, da die Umsetzung jedoch noch nicht aus-
gearbeitet wurde, sind sie noch pendent. Auch hat die SVP 

gemeinsam mit der CVP einen Vorstoss gemacht, welcher 
weniger Richtlinien und mehr unternehmerische Freihei-
ten für die Kitas fordert. Der Vorstoss wurde angenommen, 
doch auch hier ist die Umsetzung noch nicht ausgearbeitet. 
Das heisst, es ist noch nicht ganz klar, was in nächster Zeit 
noch kommen wird.

«Weil Kinder mehr Zeit brauchen»
Diesen Vorstössen und Verordnungen stellt die Trotzpha-

se auf institutioneller Ebene Alternativen entgegen, die eine 
Verbesserung der Betreuungssituation einfordern. Dazu ge-
hören die im Juli 2019 an die Bildungsdirektion übergebene 
Petition «Weil Kinder mehr Zeit brauchen» sowie das im Fe-
bruar 2020 stattgefundene Gespräch mit dem Stadtrat und 
Vorsteher des Departements für das Sozialwesen, Raphael 
Golta. Die Petition «Weil Kinder mehr Zeit brauchen» forder-
te einen GAV, jährlich vollumfängliche Qualitätskontrollen 
sowie bessere Arbeitsbedingungen. Der Kanton antwortete 
darauf in einer Stellungnahme. Darin schreibt die Regie-
rungsrätin Silvia Steiner, sie könnten die Forderungen nicht 
umsetzen, weil die Anstellungsbedingungen keine Bewil-
ligungsvoraussetzung darstellten, die Qualitätsprüfungen 
ja schon durchgeführt würden und sie sich zwar bewusst 
seien, dass die «Arbeitsbedingungen in einzelnen Betrieben 
tatsächlich nicht eingehalten werden, aber keine generellen 
Missstände herrschen». Sie sähen zwar ein, dass ein GAV 
sinnvoll wäre, aber sie seien dafür nicht verantwortlich. Die-
se Antwort ist ein Affront gegenüber den dauererschöpften 
Betreuer*innen in diesem Bereich – insbesondere, da diese 
Absage von derselben Regierungsrätin kommt, die 2016 für 
die Kürzungen im Bereich Bildung und Betreuung massgeb-

In den Horten und dem Pilotprojekt der Tagesschulen läuft 
vieles gleich wie in den Kitas. Weil es aber doch auch Unter-
schiede gibt, wollen wir die wichtigsten hier hervorheben:

1. Im Hort arbeiten meistens Menschen mit verschiede-
nen Ausbildungen. So gibt es Sozialpädagog*innen, So-
zialarbeiter*innen, Erziehungswissenschaftler*innen, 
Kindergärtner*innen und weitere. Doch auch hier gibt 
es meistens zu wenig Personal. Aufgrund dieser vielfäl-
tigen Hintergründe gibt es in den Horten tendenziell je-
doch mehr sogenannte «Assistent*innen», welche Haus-
haltsaufgaben übernehmen können. Davon gibt es aber 
sowieso weniger, da die Horte den Schulen angegliedert 
sind und somit auch von Reinigungskräften regelmässig 
gereinigt werden. 

2. Aufgrund der Zugehörigkeit zu den Schulen sind auch die 

finanziellen Mittel etwas besser. Das heisst unter ande-
rem, dass das Personal ein wenig besser entlohnt wird. 
Es ist den Horten auch eher möglich, sehr gut aus- und 
weitergebildete Personen anzustellen. 

3. In den Horten gibt es meistens mehr Kinder als in den 
Kitas, sie sind dafür aber etwas älter und etwas selbst-
ständiger. So besteht die Hauptaufgabe der Horte darin, 
die Kinder in der kurzen Mittagszeit zu ernähren, was 
in der neueren Entwicklung einer Massenabfertigung in 
Schichten gleicht.

4. Flexible Anstellungsverhältnisse sind in den Horten der 
Normalfall. Meistens sind Betreuer*innen zu 40 Stellen-
prozent angestellt, müssen aber nur über den Mittag im 
Hort sein. So sind sie oft trotz niedriger Stellenprozente 
jeden Tag am Arbeitsplatz. 

Rechtlich-politische Unterschiede: Kitas – Hort/Tagesschulen

#kitasamlimit
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lich verantwortlich war.3 Des weiteren organisiert die Trotz-
phase auch immer wieder Demos, Veranstaltungen und Ver-
netzungstreffen Mehr Infos: www.trotzphase.ch

Erste Erfolge und nächste Schritte
Mit dem Frauen*streik und der Thematisierung der Care-

Arbeit rund um den 8. März konnte die Trotzphase auch im-
mer wieder neuen Mut schöpfen. So hat die Trotzphase auch 
zum Frauen*/feministischen Streik aufgerufen und im Vor-
feld stark mobilisiert. Durch die Gespräche mit Eltern und 
Betreuer*innen und Flyer-Aktionen in Kitas konnte erreicht 
werden, dass in verschiedenen Kitas die Betreuer*innen ab 
14.00 Uhr gestreikt haben und die Kitas am Nachmittag ge-
schlossen blieben. Stattdessen wurde ein Streik-Zvieri auf der 
Bäckeranlage organisiert, wo sich die Eltern auch anschlies-
sen konnten. Viele Eltern organisierten sich, sodass die Väter 
oder andere männliche Familienangehörige oder Freunde die 
Kinderbetreuung übernahmen und die Mütter streiken konn-
ten. Dies zeigt auch: Sogar in den Kitas kann gestreikt wer-
den, wir müssen uns dafür aber organisieren!

So werden sie noch lange nicht aufgeben und mit der 
feministischen Bewegung im Rücken weiter für ihre Forde-
rungen kämpfen. Sie fordern zum Beispiel mehr Qualität, 

3 Für mehr Infos: «Die Sozialabbaupolitik im Kan-
ton Zürich hat System» auf sozialismus.ch

mehr Lohn und Anerkennung sowie Lohngleichheit, einen 
GAV und eine öffentliche statt einer privaten Finanzierung. 
Es braucht mehr sinnvolle Richtlinien und nicht weniger. 
Ausserdem müssen wirkungsvolle jährliche Kontrollen der 
Kitas durchgeführt werden. Das heisst, dass die Kontrollen 
unangemeldet und statt nur auf die Einhaltung einiger Vor-
gaben auch auf pädagogische Ziele ausgerichtet sein sollten. 
Der Betreuungsschlüssel muss so angepasst werden, dass ge-
nug Zeit und Aufmerksamkeit für die Kinder sowie weniger 
Stress für die Betreuer*innen normal wird und dass die Kitas 
auch ohne unausgebildetes Personal funktionieren. Die Be-
treuer*innen der Trotzphase fordern ausserdem bessere Wei-
terbildungsmöglichkeiten und dass die Kitas nicht mehr dem 
Sozialdepartement, sondern wie die Horte dem Schul- und 
Sportdepartement angehören sollen.

Als Trotzphase wollen wir dafür vermehrt in Kontakt 
mit Eltern und mehr Betreuungspersonal in allen möglichen 
Kitas treten, denn nur gemeinsam ist es möglich, für bessere 
Arbeitsbedingungen zu kämpfen. Es ist ihnen/uns ein gros-
ses Anliegen, dass gesellschaftlich anerkannt wird, welch 
wichtige Arbeit hier geleistet wird. Denn dieser Job beinhal-
tet bei weitem mehr als nur mit Kindern zu spielen. Es ist 
eine Aufgabe mit viel Verantwortung und gesellschaftlichem 
Wert. Dafür sollte diese Arbeit endlich auch respektiert und 
entlohnt werden!
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Widersprüche und 
Perspektiven am Beispiel 
des Flughafenpersonals 
Der Ansatz der Konversion – also der Um- und Rückbau der Industrie – gibt uns wichti-
ge Perspektiven, wie wir eine ökosozialistische Transformation der Gesellschaft und die 
Technologisierung der Wirtschaft zusammendenken können. Beispielsweise ist die Kon-
version der Automobilindustrie nicht nur notwendig, sondern auch technisch umsetz-
bar. Gleichzeitig breiten sich prekäre Arbeitsstellen in unserer Gesellschaft rasant aus. In 
vielen Bereichen der Logistik, der Reinigung, aber auch in der Produktion von industriellen 
Gütern wird trotz der Digitalisierung (und zum Teil wegen ihr) die Arbeit eintöniger und 
repetitiver. Diese erfordert Arbeitskräfte, die bereit sind, Schichtarbeit zu leisten und zu 
miesen Löhnen zu arbeiten. In unseren Überlegungen, wie eine gerechte, nachhaltige und 
ökologische Gesellschaft aussehen müsste, dürfen diese Sektoren nicht vernachlässigt 
werden. Einige Gedanken zum Thema anhand des Beispiels der Flughafenlogistik.
von Gregor Zahn (BFS Zürich)

KONVERSION & PREK ÄRE BESCHÄFTIGUNG
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Notwendigkeit 
der Konversion der 
Automobilindustrie

Lars Henriksson – ein Sozialist, Arbeiter in 
der schwedischen Automobilindustrie und Gewerkschaftsak-
tivist – führt sehr eindrücklich aus, warum eine Konversion 
der Automobilindustrie notwendig ist.1 Damit ist jedoch kein 
einfacher Umstieg auf Elektromobilität gemeint. Denn auch 
Elektroautos sind alles andere als ökologisch unproblema-
tisch. Beispielsweise stösst die Produktion eines Elektroautos 
bereits 5–15 Tonnen CO2 aus, bevor überhaupt Energie zur 
Mobilität eingesetzt wird. Zusammen mit dem Aufbau der er-
forderlichen Infrastruktur für eine weitgehende Umstellung 
von Benzinern auf Elektroautos oder den ökologischen Kon-
sequenzen der Materialgewinnung, die für die Batterien und 
weiteren Bestandteilen erforderlich sind, kann sich unsere 
Gesellschaft beim momentanen Stand der Technik schlicht-
weg nicht leisten, im grossen Stil weitere Autos zu produ-
zieren, ohne die absehbare ökologische Katastrophe noch zu 
verschlimmern. Hingegen wurden in der Automobilindustrie 
die Arbeitsschritte in den letzten Jahrzehnten soweit flexibi-
lisiert und technisch weiterentwickelt, dass die Produktions-
hallen unglaubliche Möglichkeiten darstellen für die Produk-
tion von jeglicher Maschinerie und einer Reihe von Gütern, 
auf die wir angewiesen sind. Die Automobilindustrie könnte 
also relativ einfach umgestellt werden und beispielsweise 
Küchengeräte oder Maschinen für Krankenhäuser produzie-
ren und massgeblich bei der Produktion von Solarzellen und 
Windturbinen zur Erzeugung von erneuerbaren Energien 
aushelfen.

Dies bedeutet, dass die Arbeiter*innen in der Automobil-
industrie die Möglichkeit haben, sich im Kampf gegen den 
Klimawandel einzubringen, ohne dass sie dabei ihre eigene 
Anstellung und damit ihre Zukunft in Gefahr bringen.2

1 Siehe das Interview mit Lars Henriksson auf sozialismus.ch. 
Ökologie: Die Notwendigkeit eines Umbaus der Industrie.

2 Es ist an dieser Stelle wichtig anzumerken, dass am Arbeits-
platz und in der Gesellschaft ein Austausch dazu stattfindet 
muss, was denn gesellschaftlich notwendige Produktion ist und 
welche Güter produziert werden können und sollen, ohne dabei 

Kohlenminen der 
kapitalistischen Gesellschaft

Doch auch Lars Henriksson weist darauf hin, dass ge-
wisse Arbeitssektoren nicht konvertiert werden können und 
schlichtweg eingestellt werden müssen. Als Beispiel nennt er 
die Kohlenminen. Die Kohlenminen dienen ausschliesslich 
der Gewinnung von Kohle, einer Energieform, die keine Zu-
kunft hat. Die Maschinen der Kohlenindustrie können keine 
gesellschaftlich nützlichen Produkte schaffen, denn sie sind 
auf eine (höchst umweltschädliche) Extraktion von Ressour-
cen aus dem Boden ausgerichtet. Vielleicht kommt eine Zeit, 
in der wir feststellen können, dass eine stark reduzierte Res-
sourcengewinnung für das gesellschaftliche Wohl weiterhin 
vertretbar ist. In der jetzigen Zeit ist aber die einzige Perspek-
tive eine Enteignung der Energiekonzerne und ein Umstellen 
der Energieproduktion auf andere Energiegewinnungsme-
thoden. Damit einher muss auch eine massive Reduktion des 
gesamtgesellschaftlichen Energiekonsums gehen.

Ähnliche Überlegungen können bei anderen Sektoren ge-
macht werden. Die Logistik, die darauf ausgerichtet ist, die 
produzierten Güter in der gesamten Welt herumzuschiffen, 
herumzufahren oder herumzufliegen, ist im aktuellen Aus-
mass nicht mit einer nachhaltigen Gesellschaft vereinbar. Die 
Produktion muss in zahlreichen Bereichen lokal stattfinden, 
um die ökologische Katastrophe des massenhaften weltweiten 
Güterumschlags einzudämmen. Nur noch das Notwendigste 
kann in Zukunft über weite Strecken transportiert werden. 
Für solche Sektoren und dessen Lohnabhängige gibt die unter 

die Umwelt mittel- und langfristig zu zerstören. Eine sol-
che gesellschaftliche Planung schafft erst die Voraus-
setzung, weniger zu produzieren, was uns wiederum er-
laubt die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Deshalb 
darf mit dem Ansatz der Konversion nicht der Eindruck er-
weckt werden, es könne in der Automobilindustrie künftig 
ohne Weiteres gleich viel produziert werden wie heute.

Widersprüche und Perspektiven am Beispiel des Flughafenpersonals 
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«Konversion» gefasste Umstellung der Produktion nur eine 
ungenügende Perspektive.

Was wird aus den Flughäfen 
und ihrem Personal?

Ein weiteres Beispiel einer «Kohlenmine der kapitalisti-
schen Gesellschaft» sind die Flughäfen. (Fast) alle werden 
sich einig sein, dass eine starke Reduktion des Flugver-
kehrs erforderlich ist, damit wir nicht aufgrund der öko-
logischen Katastrophe des Klimawandels in die Barbarei 
versinken.

In der Folge der Digitalisierung, des Sozialabbaus 
und den tiefgreifenden, neoliberalen Veränderungen der 
Arbeitsbedingungen der letzten Jahrzehnte sind zahlrei-
che Sektoren mit prekären Arbeitsbedingungen geschaf-
fen worden. Schichtarbeit mit immer weniger Ruhezeiten, 
dafür aber langen unbezahlten Pausen, charakterisieren 
auch den Arbeitsalltag am Flughafen. Im Gegensatz zur 
Automobilindustrie findet man aber kaum eine Perspek-
tive der Konversion vor. Vielleicht kann man auf den Lan-
depisten Energie in Form von Wärme gewinnen oder an-
derweitig davon profitieren, dass eine grosse zugeteerte 
Fläche vorhanden ist. Doch das technische Knowhow der 
Angestellten ist aufgrund der Ausrichtung auf möglichst 
prekäre Arbeitsbedingungen folglich begrenzt. Viele der 
heutigen Arbeiten werden in einer nachhaltigen Zukunft 
nicht mehr gefragt sein.

Trotzdem darf ein ökologischer Wandel nicht auf Kos-
ten des (prekär angestellten) Flughafenpersonals gehen. 
Im Gegenteil: Gerade die Transport- und Logistikange-
stellten müssen in den Überlegungen bezüglich einer öko-
logischen Transformation mitberücksichtigt werden. Ihre 
Macht, die kapitalistische Warenzirkulation und den Per-
sonentransport zu unterbrechen, kann von strategischer 
Wichtigkeit sein. Ob sich dazu noch weitere Perspektiven 
einer Konversion des Flughafens entwickeln lassen, wird 
sich erst zeigen, wenn die Angestellten sich organisieren 
und darüber austauschen.

Flughäfen als neuralgische Stellen
Ein Flughafen funktioniert wie ein kompliziertes Uhr-

werk. Die einzelnen Bereiche der Abfertigung der Passa-
giere, der Transport von Gütern, des Gepäcks oder der Post 
sind aufeinander abgestimmt und über langjährige «Opti-
mierungsprozesse» möglichst effizient gestaltet. Insbeson-
dere an Schweizer Flughäfen, wo die Lohnkosten für die 
Unternehmen im weltweiten Vergleich höher sind, wurden  
diese tiefgehalten, indem wenig Personal besonders effizi-
ent arbeitet und damit die Produktivität gesteigert werden 
konnte. Eine «Optimierung» der Lohnkosten war aus Sicht 
der Flugzeugabfertigung notwendig, um im internationa-
len Wettbewerb bestehen zu können.

Diese «Optimierung» führt zu schlechten Arbeitsbedin-
gungen: Tagtäglicher Stress ist gekoppelt mit Langeweile 
in den langen unbezahlten Pausen. Gleichwohl führt die-
ses optimierte Uhrwerk aber auch zur Situation, dass eine 
Handvoll Angestellter den gesamten Flugverkehr lahmle-

gen kann. Streikt nur ein einziger Bereich der Personalab-
fertigung (Check-In und das Personal am Gate), fliegt kein 
Flugzeug. Streikt das Catering, fliegt kein Flugzeug. Streikt 
eines der Unterteile der Gepäckabfertigung (Beladung der 
Flugzeuge [Ramp], der Transport oder die Sortierung [Be- 
und Entladung der Gepäckwagen]), fliegt ebenfalls kein 
Flugzeug. 

Dies war eindrücklich zu sehen, als ein Teil der Ge-
päcksortierung am Flughafen Zürich am 24. Januar 2000 
einen einzigen Tag gestreikt hat – und die Polizei die Sor-
tierung und den Gepäcktransport übernehmen musste, 
damit immerhin ein Teil der Flüge durchgeführt werden 
konnte. Zuvor hatte die Swissair-Group (noch vor ihrem 
berüchtigten Grounding im Oktober 2001) die Gepäcksor-
tierung ausgegliedert, um den bisherigen Gesamtarbeits-
vertrag (GAV) zu umgehen. Der eintägige Streik hat Swis-
sport (zuständig für die Gepäck- und Passagierabfertigung 
am Flughafen Zürich) und die Swissair-Group zu Verhand-
lungen gezwungen. Die Gepäcksortierung wurde wieder 
Teil von Swissport. Hingegen begann diese in den folgen-
den Jahren einen zunehmenden Teil der neuen Angestell-
ten via Temporärfirmen zu rekrutieren, welche nicht mehr 
dem GAV unterstellt waren.

Dieses Beispiel verdeutlicht die Macht des Flughafen-
personals den Flugverkehr zu unterbrechen. Für eine öko-
sozialistische Perspektive mit einer anhaltenden Reduk-
tion des Flugverkehrs sind drei Elemente zentral:
• Die Arbeitskämpfe müssen zu einer massiven Verbesse-

rung der Arbeitsbedingungen des Flughafenpersonals 
führen, damit eine starke Reduktion des Flugverkehrs 
ohne Reduktion des Personals verläuft. Eine massive 
Reduktion der Arbeitszeit bei gleichem Lohn, eine star-
ke Anhebung der minimalen Ruhezeit oder ein starker 
Ausbau der Anzahl Angestellten pro Arbeitsschritt er-
laubt es dem Personal die Perspektive einer Verbesse-
rung ihrer Arbeitsbedingungen trotz einer Reduktion 
der gesamthaft anfallenden Arbeit zu geben. Die oft 
geforderte massive Verteuerung des Flugverkehrs ge-
schieht somit nicht durch eine Erhebung einer Kerosin-
steuer, sondern kommt den Angestellten zugute.3

• Die Solidarität der Angestellten untereinander und al-
len Klimaaktivist*innen mit dem Flughafenpersonal 
schützt die Angestellten bei ihrem Arbeitskampf vor der 
unweigerlich folgenden Repression durch das Unter-

3 Auch wenn die Inexistenz einer Kerosinsteuer vergleichs-
weise absurd ist: Diese würde ohne Schulterzucken an 
die Konsument*innen weiterverrechnet werden. Wenn 
also eine Preiserhöhung gefordert wird, damit dar-
aus eine Reduktion des Flugverkehrs entsteht, dann 
muss dies so geschehen, dass die Arbeitsbedingungen 
der Angestellten massiv verbessert werden. Natürlich 
sind weitere Massnahmen zur drastischen Reduktion 
des Flugverkehrs möglich und notwendig. Dieser Arti-
kel soll jedoch den Fokus auf die Notwendigkeit legen, 
dass jegliche Massnahmen betreffend Flugverkehr auch 
das Flughafenpersonal mitberücksichtigen müssen.

Widersprüche und Perspektiven am Beispiel des Flughafenpersonals 
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nehmen (nach dem Streik in der Gepäcksortierung von 
Swissport im Jahr 2000 wurde der Grossteil der Streiken-
den in den folgenden Monaten und Jahren entlassen). 

• Arbeitskämpfe müssen auf einer Selbstorganisierung der 
Arbeiter*innen beruhen, und nicht an Gewerkschaftsbü-
rokrat*innen abdelegiert werden. Dabei dürfen die einzel-
nen Sektoren am Flughafen nicht gegeneinander ausge-
spielt werden.

• Dies ermöglicht es uns Ansätze einer Überwindung des 
Flugverkehrs zu erkennen, welche nicht auf Kosten der 
Lohnabhängigen gehen. Natürlich können und müssen 
solche Forderungen fast beliebig ergänzt werden. Bei-
spielsweise um die Forderung nach Weiterbildungen, die 
den Angestellten ermöglichen in weniger klimaschädli-
chen Sektoren zu arbeiten.

Appell an die Gewerkschaften
Bei Swissport wurde im Dezember 2019 die erste Lohner-

höhung seit über einem Jahrzehnt erreicht, weil die Mehrheit 
der Angestellten einer Verlängerung des bisherigen GAV nicht 
zugestimmt hat. Aber in typisch bürokratischer und gezähm-
ter Gewerkschaftsmanier wurde ein Kompromiss gefunden, 
der unter dem Strich nicht im Interesse der Lohnabhängigen 
ist. Letztere wurden aber besänftigt, weil der Vertrag von Ge-
werkschaften als Riesenerfolg verkauft wurde. Im Gegenzug 
für eine Lohnerhöhung von 4%, die über drei Jahre gestaffelt 
erfolgt (und somit nur knapp über der Teuerung liegt und 
nicht annähernd die Teuerung seit der letzten Lohnerhöhung 
kompensiert), wurde eine weitere Flexibilisierung der Ar-
beitszeiten akzeptiert. Neu wurde eine zusätzliche Lohnkate-
gorie «Flex» eingeführt. Diese erhalten einen höheren Lohn, 
müssen aber dafür bis zu 8 Mal im Monat 12h Arbeitsschich-
ten mit 3.5h unbezahlten Pausen leisten. Das heisst, sie sind 
von 06:00 morgens bis 18:00 abends am Flughafen.

Damit dem Flughafenpersonal hingegen eine Perspektive 
des ökologischen Wandels gegeben werden kann, muss sich 

die Gewerkschaft getrauen, sich radikal und kämpferisch 
für die oben beschriebenen Verbesserungen der Arbeitsbe-
dingungen einzusetzen. Wenn sie nicht die Selbstorganisie-
rung der Arbeiter*innen unterstützen, wenn sie nicht jetzt 
zu Versammlungen einladen, an denen solche ökologische 
Perspektiven diskutiert und debattiert werden, wenn sie sich 
nicht getrauen, für eine reale Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen zu kämpfen, wird die Möglichkeit an uns vorbei ge-
hen, die Besserstellung am Arbeitsplatz und die ökologischen 
Konversion zusammenzudenken. Wenn die Gewerkschaften 
ihrer Aufgabe nicht nachkommen, für die Interessen ihrer 
Mitglieder zu kämpfen, dann wird unweigerlich der Moment 
kommen, an dem die Lohnabhängigen des Flughafens aus Ei-
geninteresse für ihren Arbeitsplatz kämpfen müssen. So wür-
de der Spaltung zwischen der Klimabewegung und dem Flug-
hafenpersonal nichts mehr entgegengestellt werden können. 

Gleichzeitig ist die Klimabewegung auf kämpferische und 
selbstorganisierte Lohnabhängige angewiesen. Ohne die ka-
pitalistische Produktion mittels Streiks stillzulegen, wird es 
nicht gelingen, die Kräfteverhältnisse entscheidend zu beein-
flussen und die Welt vor einer ökologischen Katastrophe zu 
bewahren. Der Strike for Future am 15. Mai, also der Versuch 
der Klimabewegung den Klimastreik auf die Lohnabhängigen 
auszuweiten und sich mit ihnen zu vernetzen, ist ein zentra-
ler Schritt in die richtige Richtung. Aber damit daraus eine 
wahrhafte Perspektive der gesellschaftlichen Veränderung 
entsteht, müssen transitive Elemente, welche die Arbeitsbe-
dingungen berücksichtigen, in die Forderungen der Klima-
bewegung aufgenommen werden. Gerade betreffend Flug-
verkehr ergibt sich daraus eine weitaus grössere Perspektive 
als die Forderung nach einer Kerosinsteuer oder sonstigen 
Lenkungsabgaben, die den Flugverkehr teurer machen sol-
len, ohne dabei die Anstellungsbedingungen des Flughafen-
personals zu verbessern.

Widersprüche und Perspektiven am Beispiel des Flughafenpersonals 



Uber, Amazon, 
Deliveroo & Co

DIGITALER K APITALISMUS

Glaubt man den Wirtschaftsressorts der bürgerlichen Presse, erleben 

wir eine Zeitenwende: «Uber, das grösste Taxiunternehmen der Welt, be-

sitzt keine Fahrzeuge. Facebook, der beliebteste Medienkonzern der Welt, 

erstellt keine Inhalte. Alibaba, der wertvollste Einzelhändler, hat kein La-

ger. Und AirBnB, der weltgrösste Anbieter von Unterkünften, besitzt kei-

ne Immobilien. Hier passiert etwas Interessantes.»1 Die vierte industrielle 

Revolution möchte mit Rechenzentren, Glasfaser und Sensortechnik die 

menschlichen Sinne und schrittweise auch das Gehirn aus dem Produkti-

onsprozess eliminieren. Stehen wir an der Schwelle zu einem voll automa-

tisierten Wohlfühlkapitalismus? Was sind die Akteur*innen dieses digitalen 

Kapitalismus? Und wie wird die Arbeit aussehen, die noch übrig bleibt?

von Jakob Späth und Raphael Liebermann (BFS Zürich) 

1 Goodwin (2015). «Uber, the world’s largest taxi company, owns no vehicles. Facebook, the world’s most po-
pular media owner, creates no content. Alibaba, the most valuable retailer, has no inventory. And Airbnb, the 
world’s largest accommodation provider, owns no real estate. Something interesting is happening.» https://tech-
crunch.com/2015/03/03/in-the-age-of-disintermediation-the-battle-is-all-for-the-customer-interface
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Die Geburt des digitalen Kapitalismus
Bei einem Blick auf die Hauptakteur*innen des digitalen 

Kapitalismus fallen zwei Dinge ins Auge: Zum einen haben die 
dafür zentralen Unternehmen vor zwanzig Jahren noch nicht 
existiert oder haben es innerhalb dieser Zeit geschafft, ihr Ka-
pital und ihre Marktmacht massiv auszubauen. Zum anderen 
handelt es sich um global agierende Konzerne, die für sich 
selbst eine Führungsrolle im Umbau des kapitalistischen Wirt-
schaftssystems beanspruchen. Um diese beispiellose Akkumu-
lation und ihre Auswirkung auf das alltägliche Leben und die 
Gesellschaft zu verstehen, hilft es, die bisherige Entwicklung 
genau anzuschauen:

Der in den 1970er Jahren ausgebrochenen Produktions- 
bzw. Überakkumulationskrise begegnete die Bourgeoisie und 
die Regierungen der industriellen Zentren mit einem Angriff 
auf den Sozialstaat und die Organisationen der Arbeiter*in-
nenklasse. Zusammen mit der Automatisierung führte dieser 
Angriff zum Anwachsen einer armen Gesellschaftsschicht, die 
gar nicht oder nur gelegentlich unter prekären Bedingungen 
beschäftigt ist. In Lohnverhandlungen werden diese Men-
schen als Druckmittel genutzt: Wer mit dem gebotenen Gehalt 
nicht zufrieden ist, kann durch andere Arbeitssuchende ohne 
grosse Probleme ersetzt werden. Gleichzeitig wurde durch 
die Öffnung und marktkonforme Umgestaltung der Bildungs-
systeme dafür gesorgt, dass dieser Teil der Bevölkerung nicht 
nur die ungelernten Industriearbeiter*innen sondern auch die 
Angestellten im Dienstleistungssektor unter Lohndruck setzen 
konnte. Zu Beginn der Entwicklung des digitalen Kapitalismus 
steht also ein gut gefülltes Reservoir günstiger und gut aus-
gebildeter Arbeitskraft zur Verfügung.

Diese Massnahmen waren aber bei weitem nicht ausrei-
chend, die Produktion wieder so rentabel zu machen, dass 
sich der gesamtgesellschaftlich erwirtschaftete Mehrwert 
komplett darin hätte reinvestieren lassen. Seither fliesst ein 
immer grösserer Teil der Gewinne in die Finanzmärkte. An 
den Börsen kann er über den Globus verteilt und an profitable 
Unternehmen – in den letzten Jahren waren dies vor allem die 
Konzerne des Silicon Valley – verliehen werden. Das verliehe-
ne Kapital muss wiederum gewinnbringend angelegt werden, 
da die Kapitalbesitzer*innen ihre Profite in Form von Zinsen 

erwarten.1 Ein beträchtlicher Teil des Kapitals an den Finanz-
märkten stammt aus den durch den Sozialstaatsabbau stark 
gewachsenen Altersvorsorge-Fonds.

Das dritte und letzte Standbein des digitalen Kapitalismus 
sind die Ergebnisse jahrzehntelanger Forschung in der Mik-
roelektronik und der Informationstechnologie sowie der Auf-
bau eines globalen Kommunikationsnetzes. Erst die Entwick-
lung von Mikrochips mit ausreichend hoher Rechenleistung 
und Effizienz liess die flächendeckende Verbreitung tragbarer 
Kleinstrechner zu, ohne die die Sammlung, Übermittlung und 
Verarbeitung von Daten und damit die Plattformen des digita-
len Kapitalismus undenkbar wären.

Plattform, Algorithmus und 
künstliche Intelligenz

Die grundlegende Funktion einer Plattform ist die Samm-
lung und Verarbeitung von Daten zur Steuerung des Arbeits-, 
Verkaufs- oder Produktionsprozesses. Hierzu werden in der 
Regel künstliche Intelligenzen verwendet, also Programme, 
die nicht von Hand für eine bestimmte Aufgabe programmiert 
werden, sondern die mit einigen wenigen Zielvorgaben an-
hand von Daten dazu trainiert werden, bestimmte Aufgaben 
selbstständig zu erfüllen. Klassische Beispiele hierfür sind die 
Erkennung von Handschriften, die Erkennung von Bildern 
oder das Fällen taktischer Entscheidungen. Aber auch die 
Reihenfolge, in der Suchmaschinen ihre Ergebnisse anzei-
gen, oder die Vorschläge, welchen Accounts man in sozialen 
Netzwerken folgen könnte, werden von solchen selbstlernen-
den Algorithmen bestimmt. In Zukunft sollen sie auch eigen-
ständig und unüberwacht Autos fahren, Verwaltungsaufgaben 
übernehmen oder Krankheiten diagnostizieren.

Der Wettbewerb im Digitalen wird vor allem durch die Zu-
verlässigkeit des verwendeten Algorithmus bestimmt – und 
die hängt direkt von der Menge der Daten ab, mit denen er 
trainiert wurde. Um an diese Daten zu kommen, wird das Ver-
halten sämtlicher Nutzer*innen und alles, was sie auf den ent-
sprechenden Plattformen hochladen, automatisch aufgezeich-

1 Harvey (2017). Marx, Capital and the Mad-
ness of Economic Reason, Oxford Press
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« Seither fliesst ein immer grösserer Teil der 
Gewinne in die Finanzmärkte. An den Börsen 
kann er über den Globus verteilt und an profi-
table Unternehmen – in den letzten Jahren wa-
ren dies vor allem die Konzerne des Silicon Val-
ley – verliehen werden.»
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« Da die digitale Infrastruktur mit fortschrei-
tender Entwicklung immer günstiger wird als 
menschliche Arbeitskraft, erzeugt ein immer 
kleinerer Teil des Gesamtkapitals noch Mehr-
wert. Dies führt dazu, dass ein immer grösseres 
Interesse daran besteht, mehr Profit durch Lohn-
senkung, Verlängerung der Arbeitszeit und Inten-
sivierung der Arbeit zu erzielen.»
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net, kategorisiert und analysiert. Jeder Klick bei Amazon ist 
Marktforschung, jede Standortweitergabe an Google verbes-
sert die Staumeldung bei Google Maps und wenn Millionen 
von Menschen bei der #TenYearChallenge ein aktuelles und 
ein zehn Jahre altes Bild von sich auf Twitter oder Instagram 
veröffentlichen, kann man getrost davon ausgehen, dass die-
se Bilder in das Training einer Gesichtserkennungssoftware 
einfliessen werden.

Die Verarbeitung der gesammelten Daten zu brauchba-
ren Trainingssets benötigt allerdings häufig noch mensch-
liche Arbeit. Um beispielsweise eine Schrift- oder Bilderken-
nungssoftware zu trainieren, werden gerne sogenannte 
«Clickworker» herangezogen, die dann für einen lächerlich 
geringen Stücklohn mechanisch einzelne Wörter entziffern 
oder Bilder nach bestimmten Gesichtspunkten kategorisie-

ren und verschlagworten. Allerdings helfen auch hier in 
manchen Fällen die Nutzer*innen – mehr oder weniger frei-
willig – kostenlos aus: da verschiedene Dienste sich gegen 
übermässige maschinelle Nutzung schützen möchten, ver-
wenden sie kleine Aufgaben, die für Algorithmen (noch) 
schwer lösbar sind, den meisten Menschen aber keine Prob-
leme bereiten. Und wenn man Nutzer*innen sowieso schon 
dazu zwingen muss, kleinste Aufgaben zu verrichten, kann 
man sie auch gleich etwas Nützliches tun lassen: vor etwa 
zehn Jahren, als verschiedene Unternehmen an der Verbes-
serung ihrer Texterkennungssoftware arbeiteten, bestanden 
die meisten dieser Aufgaben aus der Entzifferung einzelner 
Wörter. Mittlerweile ist Google, das seit etwa zehn Jahren 
an der Entwicklung autonomer Fahrzeugsteuerung arbeitet, 
dazu übergegangen, Nutzer*innen Bilder mit Ampeln, Bus-
sen und Fussgängerwegen markieren zu lassen.

Geschäftsmodelle
Die derzeit gängigen Plattformen des digitalen Kapitalis-

mus lassen sich in fünf Typen einteilen: Werbeplattformen 
wie Google oder Facebook, die die gesammelten Daten dazu 

nutzen, um die Wirksamkeit der angezeigten Werbung zu 
erhöhen; Cloud-Plattformen wie Amazon Web Services oder 
Salesforce, die digitale Infrastruktur vermieten oder verkau-
fen; Industrieplattformen wie Siemens’ MindSphere oder 
General Electrics Predix, die Digitalisierungslösungen für 
Industriebetriebe anbieten; Produktplattformen wie Spotify, 
die Abonnements für alle möglichen materiellen und imma-
teriellen Güter anbieten; und schlussendlich schlanke Platt-
formen wie Uber, Foodora oder Amazon Mechanical Turk, 
die sich als reine Vermittlerinnen zwischen Anbieter*innen 
bzw. Produzent*innen und Konsument*innen verstehen.2

Die Wirtschaftsweisen der fünf Typen haben einige Ge-
meinsamkeiten: Durch die Sammlung und Auswertung von 
Daten sind sie in der Lage, Angebot und zahlungskräftige 
Nachfrage zielgerichteter zusammenzubringen und indi-

vidualisierte Angebote zu machen. Die computergestützte 
Steuerung des Arbeitsablaufs und der Distribution ermög-
licht eine Verkürzung der Zeit zwischen Produktion und 
Konsum, führt also zu einer intensiveren Ausbeutung der 
Arbeitskraft und damit zu einer Profitsteigerung.

Wie schon bei früheren technischen Neuerungen im 
Produktionsprozess führt dies zu einer Intensivierung des 
Arbeitsprozesses und einer Anpassung der Arbeiter*innen 
an die Maschine bzw. die Plattform und deren Algorithmen. 
Vormals schwer mess- und überwachbare Aufgaben werden 
in immer kleinere Einzelschritte unterteilt, deren Erfüllung 
entweder direkt durch Sensoren gemessen oder durch die 
Arbeiter*in ständig bestätigt werden muss. Dies erinnert 
an die Zerlegung von Fertigungsprozessen in einzelne, ge-
nau getaktete Handgriffe in der Fliessbandarbeit. Benötigt 
ein Unternehmen zum Training eines Bilderkennungsalgo-
rithmus einen grösseren verschlagworteten Datensatz von 
Bildern, erhalten einzelne Clickworker*innen einen Stapel 

2 Für eine genauere Betrachtung der Plattformtypen und ihrer 
Geschäftsmodelle empfiehlt sich die Lektüre von Srnicek 2017.
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Bilder, die sie dann nach einem einzigen Merkmal kate-
gorisieren müssen; etwa, ob auf dem Bild ein Hydrant zu 
sehen ist. Auch die Auslieferung von Essen wird entspre-
chend getaktet: die Lieferung wird in die Schritte «An-
nahme des Auftrags», «Ankunft im Restaurant», «Annah-
me der Lieferung», «Ankunft an der Lieferadresse» und 
«Abgabe der Lieferung» unterteilt, die jeweils einzeln in 
der App bestätigt werden müssen.

Da jedoch nur die menschliche Arbeit und die Ausbeu-
tung der Natur in der Lage sind, tatsächlich Mehrwert zu 
schaffen und digitale Infrastruktur mit fortschreitender 
Entwicklung immer günstiger wird als menschliche Ar-
beitskraft, erzeugt ein immer kleinerer Teil des Gesamt-
kapitals noch Mehrwert. Dies führt dazu, dass ein im-
mer grösseres Interesse daran besteht, mehr Profit durch 
Lohnsenkung, Verlängerung der Arbeitszeit und Intensi-
vierung der Arbeit zu erzielen.

In sämtlichen Bereichen des digitalen Kapitalismus 
zeichnet sich eine starke Entwicklung hin zu Monopolen 
ab. Dies wird durch zweierlei Faktoren begünstigt: Zum 
einen ist es den Unternehmen möglich, sich sehr güns-
tig mit Fremdkapital zu versorgen und damit ihre Diens-
te bis zur Erringung eines Monopols mit teils massiven 
Verlusten günstig bis kostenlos anzubieten, um weniger 
kapitalstarke Konkurrenz auszustechen. Zum anderen 
greifen sogenannte Netzwerkeffekte: Eine Plattform ist 
umso nützlicher, je mehr Nutzer*innen sie hat (es lohnt 
sich nicht, auf Google+ Werbung zu schalten, wenn das 
von niemandem genutzt wird; eine Plattform für Essens-
lieferdienste, auf der nur fünf Restaurants vertreten sind, 
wird kaum Nutzer*innen begeistern können). Während 
bei Unternehmen, die im physischen Raum agieren, die 
Zahl der möglichen Kund*innen räumlichen Beschrän-
kungen unterliegt (an bestehende Gebäude kann man nur 
begrenzt häufig anbauen, bevor sich eine Nachbar*in oder 
die Baubehörde beschwert), sind diese im Digitalen zu-
mindest teilweise aufgehoben: Es ist ohne weiteres mög-
lich, zusätzliche Serverkapazität anzumieten oder eigene 
grosse Serverkomplexe ins Nirgendwo zu bauen, weil der 
physische Speicherort der Daten und die Interaktion mit 
den Arbeiter*innen, Kund*innen oder Nutzer*innen von-
einander unabhängig sind. Ausserdem bedeuten mehr 
Nutzer*innen mehr verwertbare Daten, die dann wieder 
in die Verbesserung der Algorithmen fliessen können.

Hat ein Konzern einmal eine Monopolstellung im 
Plattformkapitalismus erreicht, ist es fast unmöglich, eine 
konkurrenzfähige Alternative im selben Sektor aufzubau-
en. Monopole erhalten sich selbst. Dies liegt zum einen 
daran, dass die Monopolunternehmen zusammen mit dem 
Staat die gesetzlichen Auflagen so gestalten können, dass 
das notwendige Startkapital für ein potenzielles Konkur-
renzunternehmen ins Unermessliche steigt. Zum anderen 
können die Monopole kleine Firmen derselben Branche 
einfach aufkaufen, sobald sie gross genug sind. Dieses 
Phänomen der Start-up-Firmen kommt den Monopolisten 

sogar sehr gelegen, da sie die Entwicklung von Innova-
tionen und das damit verbundene Risiko an die Start-ups 
auslagern können, in denen unter prekären Bedingungen 
an neuen experimentellen Projekten gearbeitet wird. Nur 
die Ideen, die sich am Markt bewähren, werden durch die 
Monopolisten geschluckt.

Die Konzerne sind für dieses defizitäre Wachstum auf 
einen ständigen Zustrom von Kapital aus den Finanzmärk-
ten angewiesen. In Ermangelung sicherer Anlageoptionen 
sind Investor*innen gleichzeitig genötigt, auf die zukünf-
tige Monopolrendite der digitalen Konzerne zu spekulie-
ren. Dies hat den Effekt, dass in Unternehmen mit viel 
Kapital noch mehr Kapital investiert wird, da diese die 
grössten Chancen haben, eine Monopolstellung zu errei-
chen, und damit die erhoffte Monopolrendite wahrschein-
licher wird. Die Überakkumulation im Rest der Wirtschaft 
also bewirkt eine noch schnellere Monopolbildung im fürs 
Erste unrentablen digitalen Sektor.

Arbeitsorganisation und 
Arbeitsbedingungen

Eine der wichtigsten Stellschrauben, um die Preise 
niedrig und gleichzeitig den Verlust gering zu halten, ist 
die Verringerung des Preises der «Ware Arbeitskraft». Das 
erste Werkzeug, dem sich viele Plattformen bedienen, 
ist die Fiktion, dass die Menschen, die die angebotene 
Arbeitsleistung erbringen, keine Angestellten des Unter-
nehmens sind – es handle sich um freie Unternehmer*in-
nen, die Plattform vermittle bloss zwischen Angebot und 
Nachfrage, sei also nichts als ein Marktplatz. Der Vorteil 
dieses Konstruktes liegt auf der Hand: Für freie Unterneh-
mer*innen entfallen keine Sozialabgaben, sie haben kein 
Anrecht auf Mindestlöhne, Urlaub oder gewerkschaftliche 
Organisation und auch die für die Erfüllung der Aufträge 
notwendigen Produktionsmittel müssen nicht vom Platt-
formanbieter gestellt werden. Ausserdem verfängt die-
se Interpretation des Arbeitsverhältnisses auch bei den 
Arbeiter*innen der Plattformen: Man freut sich über die 
Möglichkeit, frei wählen zu können, ob und wann man 
arbeitet, und vergisst darüber, dass man häufig mehr als 
die Regelarbeitszeit für ein Gehalt weit unter dem Min-
destlohn arbeitet.

Das andere Werkzeug ist die vielfältige Intensivierung 
der Arbeit. Viele Plattformen setzen auf einen Stücklohn 
und kehren damit zu «der kapitalistischen Produktions-
weise entsprechendste[n] Form des Arbeitslohns»3 zu-
rück, die für das Unternehmen die Vorteile hat, dass Leer-
laufzeiten nicht bezahlt werden müssen, und dass sie die 
Arbeitsgeschwindigkeit automatisch erhöht.

Bei der Vergabe von Aufträgen bzw. Arbeitsschichten 
greifen viele Unternehmen auf sogenannte «Reputations-
systeme» zurück: Aus erfassten Daten (z.B. Zufriedenheit 
der Kund*innen, Zeit, die arbeitsbereit auf der Plattform 

3 MEW 23: 580. 
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verbracht wird, Geschwindigkeit bei der Erledigung von Aufga-
ben) werden Werte berechnet, aufgrund derer neue Aufträge 
vergeben werden. Auf den klassischen Clickwork-Plattformen 
werden lukrativere Aufgaben an häufiger und länger auf den 
Plattformen aktive Clickworker*innen vergeben, während die 
Schichtvergabe bei Essenslieferdiensten in der Regel in Etap-
pen erfolgt: die schnellsten, flexibelsten und zuverlässigsten 
Fahrer*innen, die am meisten arbeiten, können sich die ein-
träglichsten Schichten unter den Nagel reissen, die Langsame-
ren und weniger Flexiblen müssen sich mit den schlechteren 
Schichten begnügen.

Die Reputationswerte sind ausserdem die Grundlage einer 
«Gamification» der Arbeit, bei der den Arbeiter*innen regel-
mässig nahegelegt wird, ihre Reputationswerte zu verbessern. 
Die Arbeit wird so zu einem Spiel gemacht, bei dem sämtli-
che Arbeiter*innen der Plattform gegeneinander antreten. Die 
Essenslieferdienste beispielsweise senden ihren Fahrer*innen 

wöchentlich Zusammenfassungen ihrer Statistiken mit ihrem 
aktuellen Rang unter allen Fahrer*innen und Hinweisen, an 
welchen speziellen Parametern sie gezielt arbeiten könnten. 
Ausserdem bieten viele Plattformen digitale Auszeichnungen 
für die Erfüllung bestimmter Kriterien (sogenannte Achieve-
ments) an, die diese dann auf ihren Profilen auf der Plattform 
zur Schau stellen können.

Zuletzt bedienen sich einige Plattformen zeit- oder er-
gebnisbasierter Wettbewerbe, bei denen der gleiche Auftrag 
an verschiedene Arbeiter*innen vergeben wird und nur das 
schnellste oder am Ende von den Kund*innen gewählte Pro-
dukt vergütet wird.

Der digitale Kapitalismus in der Krise
Die Frage stellt sich, ob all diese Entwicklungen den Ka-

pitalismus krisenfreier machen werden. Die computerisierte 
Planung und Durchführung der Produktion wird mit weniger 

Uber, Amazon, Deliveroo & Co
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Arbeitskraft auskommen, während die Zeit zwischen der 
Produktion einer Ware oder einer Dienstleistung und ih-
rem Konsum weiter verkürzt wird. Beides hat das Poten-
zial, das Volumen der globalen Wirtschaft noch einmal 
massiv zu steigern. Und hier rennt der Kapitalismus in 
eine bekannte Sackgasse.

Die Kapitalmenge, die nach einer gewinnbringenden 
Anlagemöglichkeit sucht, wird weiterwachsen. Gleich-
zeitig wird der Masse an Gütern verhältnismässig immer 
weniger Kaufkraft gegenüberstehen. Die Dynamiken, 
die zum Entstehen des digitalen Kapitalismus geführt 
haben, setzen sich verstärkt fort. Weitere Überprodukti-
ons- bzw. Überakkumulationskrisen sind nur eine Frage 
der Zeit. Wenn die Warenproduktion und der Warenkon-
sum, welche die Basis des Finanzmarktes bilden, ins Sto-
cken geraten, werden Blasen platzen und das investierte 
Kapital wird an Wert verlieren.4 Die digitalen Konzerne 
sind sehr abhängig vom Finanzkapital und können dem-
entsprechend auch starke Wertverluste erleiden.

Aber auch während einer Konjunktur steht der digi-
tale Kapitalismus auf sehr wackeligen Beinen. Denn al-
les, worauf er sich stützt – die Daten, Programme und 
die KI –, können ohne nennenswerten Arbeitsaufwand 
vervielfältigt und um die ganze Welt geschickt werden. 
Je mehr Arbeit in die Entwicklung dieser Programme 
fliesst, desto höher wird auch der Anreiz, diese Software 
«illegal» zu vervielfältigen. Ihre Besitzansprüche zu si-
chern und gegen die Interessen der Nutzer*innen zu ver-
teidigen, wird eine grösser werdende Herausforderung 
für diese Konzerne sein. In Zukunft werden wir vermut-
lich eine viel striktere Verfolgung von Verstössen gegen 
das Urheberrecht erleben.

Was ist aber mit den Arbeitsplätzen? Der Konjunktur-
schub der digitalisierten Produktion wird mit dem Ein-
satz von mehr Technologie und weniger menschlicher 
Arbeitskraft einhergehen. Auch hier wird sich der Trend 
fortsetzen, dass das Wachstum der Industrie relativ im-
mer weniger Menschen Lohnarbeit bieten kann.5 Gleich-
zeitig wird durch die «Digitalisierung» der bestehenden 
Sektoren sehr viel menschliche Arbeit überflüssig wer-
den.

Die «Digitalisierung» der Arbeitswelt wird also für 
viele eine Welt ohne Lohnarbeit bedeuten und für eine 
immer kleiner werdende Gruppe eine sich intensivieren-
de Ausbeutung, mehr Stress und Burn-Out. Bisher wurde 
der soziale Frieden, welcher dieses allumfassende Aus-
beutungsverhältnis übertüncht, in Form des Sozialstaats 
durch Sozialabgaben querfinanziert. Was passiert aber 
mit dem Sozialstaat, wenn es immer weniger Lohnabhän-
gige und immer mehr Arbeitslose gibt? Unser Sozialsys-
tem wird sich verändern müssen. Auch die Gewerkschaf-
ten stehen vor einer existenziellen Herausforderung. Sie 
rekrutieren sich zurzeit aus festangestellten Lohnabhän-

4 Kosmoprolet 2 (2009); Krise des Werts 
5 Kosmoprolet 4 (2015); Krise der Reproduktion

gigen. Wie oben beschrieben, werden deren Arbeitsplät-
ze langfristig nicht zu erhalten sein. Die Frage ist, wie 
Arbeitskämpfe in Betrieben mit nur wenigen Arbeiter*in-
nen aussehen werden. (Es muss betont werden, dass es 
keine genauen und eindeutigen Prognosen für die An-
zahl der Arbeitsplätze gibt. Das Entstehen eines neuen 
Sektors, vergleichbar mit der Kommerzialisierung der 
Computertechnologie, könnte den Trend der sinkenden 
Anzahl der Arbeitsplätze zeitweilig umkehren.)

Der Kapitalismus der digitalen Konzerne ist weiter 
sehr energiehungrig. Alle Rechenzentren verbrauchten 
im Jahr 2016 zusammen 3% des weltweit verfügbaren 
Stroms. Bei einer derzeitigen Verdoppelung des Bedarfs 
alle vier Jahre würde ihr Anteil im Jahr 2025 auf 20% 
steigen.6 Da der Kapitalismus seine Energie immer noch 
zu mehr als 70% aus fossilen Brennstoffen bezieht, ver-
ursachen die digitalen Konzerne sehr viele Treibhaus-
gasemissionen. Dies ist angesichts der Klimakrise nicht 
tragbar.

Zudem sollten wir uns vom Buzz-Word «Digitalisie-
rung» nicht verwirren lassen. In diesem Artikel ging es 
vorwiegend um Bits und Bytes, der digitale Kapitalismus 
benötigt jedoch eine handfeste Infrastruktur. Die Com-
puter in den Rechenzentren, die riesigen omnipräsen-
ten leuchtenden Bildschirme, die Akkus unserer Smart-
phones, sie alle bestehen aus Metallen, von denen es auf 
unserer Erde nur eine begrenzte Menge gibt. Schätzun-
gen zufolge haben wir bereits mehr als die Hälfte des uns 
verfügbaren Kupfers und Kobalts aus der Erde geholt.7 
Der digitale Kapitalismus geht mit einem nie dagewese-
nen Ausmass an zerstörerischer Ausbeutung von Kohle, 
Lithium, Kupfer und seltenen Erden einher. Dieses Mass 
an Umweltzerstörung bringt die Ökosysteme an den 
Rand des Kollapses.

Der digitale Kapitalismus macht uns zu gläsernen 
Konsument*innen und fordert uns zum Kampf um den 
Schutz unserer Daten heraus. Denn schon heute kolla-
borieren Technologiekonzerne mit repressiven Über-
wachungsstaaten und verwenden unsere Daten gegen 
uns. Eine emanzipatorische, antikapitalistische, revolu-
tionäre Politik wird immer nötiger. Ihr gegenüber steht 
eine Phalanx aus digitalen Monopolen und dem Über-
wachungsstaat. Die segensreichen Versprechen der digi-
talisierten Wirtschaft werden sich als hohle Phrasen ent-
larven. Die «Digitalisierung» weist nicht den Weg in eine 
neue Gesellschaft, sie ist vielmehr eine gesteigerte Form 
der jetzigen untragbaren Zustände. Es wird daher Zeit, 
dass der Kampf gegen die digitalen Konzerne von techni-
schen Bedenken hin zu antikapitalistischen Alternativen 
und von Internetforen auf die Strasse verlagert wird.

6 Mahnkopf (2019); Grüner, produktiver, friedlicher? (Teil 
2); Blätter für deutsche und internationale Politik 11/19

7 Ebenda
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Der Känguru-Film
Der deutsche Kabarettist Marc-Uwe Kling hat mit seinen «Känguru-Chro-
niken» ab 2009 für viel Furore gesorgt. Obwohl die Bücher zu den meist-
gelesenen in Deutschland zählen, ist Kling dafür bekannt, den Erfolg 
seines Werks selbstironisch auf die Schippe zu nehmen. Dabei entstehen 
nicht nur die selbstreferenziellen Insider, die von manchen Fans zu jeder 
passenden und unpassenden Gelegenheit beinahe zwanghaft geäussert wer-
den. Einer dieser Running-Gags aus der Buch-Trilogie war auch die potenzielle 
Verfilmung der Känguru-Geschichten und der damit verbundene Ausverkauf an 
die Unterhaltungsindustrie. Deshalb ist das Erscheinen dieses Films schon 
etwas ironisch. Als langjährige Känguru-Fans fragten wir uns unweigerlich: 
Kann das gut gehen?
von Theo Vanzetti und Ephraim Lange (BFS Zürich)

FILMREZENSION

Egal in welcher linken Strömung man sucht, 
praktisch überall sind Marc-Uwe Klings Känguru-Ge-
schichten beliebt. Manche haben alle Bücher der Reihe 
auf Zugreisen innerhalb von 1-2 Tagen durchgelesen 
– ein Phänomen, welches man sonst eher von Harry 
Potter kennt. Als 2014 die «Känguru-Offenbarung» er-
schien, war einer der hier schreibenden Autoren gera-
de in Ecuador und setzte trotz spärlicher Internetver-
bindung alles daran, das neue Hörbuch zu bekommen. 
Etwas erschöpft von einer mehrmonatigen Reise sass 
er Abende lang im Wohnzimmer seines Hostels und 
hörte sich das viele Stunden umfassende Material an.

Über bisher unveröffentlichte 
Manuskripte und Verfilmungen: 
Die Legitimität, die eigene Kunst zu 
Geld zu machen, versus Sell-out

Die Veröffentlichung des vierten Buchs, den «Kän-
guru-Apokryphen», hinterliess trotz nach wie vor vor-
handener Witzigkeit etwas den Eindruck, man wolle 
Marc-Uwes Känguru-Stories bis auf den letzten Trop-
fen auspressen. Dieses Prinzip, welches unter anderem 
bei posthum veröffentlichten Werken diverser verstor-
bener Künstler*innen zu beobachten ist, führt jedoch 
oft zu eher schlechten Ergebnissen. So erreicht bei-
spielsweise keine einzige posthum-Veröffentlichung 
des Rappers Tupac Shakur das Niveau, welches er zu 

Lebzeiten an den Tag legte. Es 
gibt Gründe, weshalb Künst-
ler*innen einen Teil ihres 
Schaffens nicht publizie-
ren. Bereits bei den Kän-
guru-Apokryphen hatte 
man den Eindruck, Marc-
Uwe würde vor allem noch 
die Restposten aus seiner 
Ideenschublade verwerten. 
Und nun also auch noch ein 
Kinofilm. Auch deshalb gin-
gen wir mit gemischten Ge-
fühlen ins Kino.

Ein Film wider den Rechtspopulismus, 
Gentrifizierung und eine kaputte Welt

Wie bei allen Buchverfilmungen hofft man auf eine 
Bildwelt, die der persönlichen Vorstellung möglichst 
entsprechen möge, währenddem man eigentlich weiss, 
dass dies fast gar nicht der Fall sein kann. Und auch 
die Filmemacher*innen scheinen im Clinch zu liegen 
zwischen der drehbuchtauglichen Adaption und der 
Buchvorlage. So hält sich der Anfang der Verfilmung 
der Känguru-Chroniken relativ genau ans Buch, mit 
ein paar Ausnahmen und Vermischungen, die einge-
fleischten Fans natürlich sofort ins Auge fallen. Dann 
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wird aber schnell klar, dass der Film eine eigene Sto-
ry erzählt. Natürlich baut sie auf Elementen und Cha-
rakteren der Känguru-Geschichten auf. Aber der Film 

folgt keineswegs der Chronologie der Bücher. Was 
dabei herauskommt, ist ein hochpolitischer Film, 
der sich mit phallischen Minderwertigkeitskom-
plexen widerwärtiger Kapitalist*innen, die den 
Rechtspopulismus für sich entdeckt haben, ih-
ren Verbündeten in Europa und den USA und 
vor allem der Gentrifizierung in Berlin Kreuz-
berg beschäftigt. Auch ist es wohl der erste 
Kinofilm deutscher Produktion, in dem ein 
«Fick Neoliberalismus – Fight TTIP» -Graf-
fito in mehreren Cuts zu sehen ist und eine 

Menge von Demonstrant*innen «Siamo tut-
ti antifascisti» skandiert. Wie also schon die 

Bücher hat nun auch der Film eine teils unter-
schwellig, teils überdeutlich präsentierte poli-
tische Botschaft, bei der nur gehofft werden 
kann, dass sie einen ähnlich grossen Kreis an 
Menschen erreicht, wie bereits die Bücher.

Dabei stellt sich natürlich die Frage, 0b 
es nicht paradox ist, einen Film mit antika-
pitalistischem und antifaschistischem In-
halt zu drehen, der sich total gut verkauft. 
Kann diese Kritik an den Verhältnissen, 
die es Marc-Uwe überhaupt erst ermöglich-

ten, einen Film zu drehen, ernst genommen 
werden? Auf der anderen Seite könnte auch ein-

geworfen werden, dass Marc-Uwe seinen Einfluss, 
den er durch die Bücher gewonnen hat, in bestmög-
licher und sinnvollster Weise geltend macht, um auf-
zuzeigen, wie kaputt vieles auf dieser Welt ist. Und, 
wie im Film, mit einem «ziemlich radikalen Protest-
song» zu sagen: Jetzt ist Schluss!

Referenzen zu Filmklassikern:
viel Schönes dabei

Darüber hinaus funktioniert der Film auf ver-
schiedenen Ebenen. So wird er von Meta-Betrach-

tungen des Kängurus und Marc-Uwe selbst einge-
rahmt, die transportierten Lovestory-Klischees werden 
im Film immer wieder hinterfragt und schliesslich ist 
eine enorme Anzahl von Anspielungen auf jüngere und 
ältere Kultfilme darin versammelt. Vermutlich haben 
wir viele gar nicht mitbekommen. Auf alle Fälle gibt es 
aber Referenzen zu «Pulp Fiction», «Und täglich grüsst 
das Murmeltier» und gefühlt allen Bud Spencer und Te-
rence Hill Filmen. Somit wird das Filmemachen an sich 
zum Thema gemacht. Es scheint die zwangsläufige Um-
setzung des Adorno-Zitats, welches auch schon in der 
Buchvorlage zu finden war: «Kultur heute schlägt alles 
mit Ähnlichkeit». Warum dann nicht gleich die Zitate 

und Stilmittel der Filmklassiker offensichtlich überneh-
men, wenn sowieso nichts komplett Neues geschaffen 
werden kann? Und warum nicht alles mit witzig- und 
nicht-witzig-Einheiten bewerten, wo wahr und falsch, 
mein und dein, Nazis und «Patrioten» (vermeintlich) 
schon alles das Gleiche bedeuten kann?

In einer repräsentativen Umfrage der BFS Zürich 
unter Mitgliedern der BFS Zürich (siehe Kasten) hielt 
die Mehrheit der Befragten das Aussehen des Kängu-
rus für mittelwitzig, die Lovestory für eher nicht witzig 
und Nirvana fehlte unwitzigerweise fast gänzlich. Aber 
auch hierfür wird am Anfang des Films ja eine Erklä-
rung geliefert; David Hasselhoffs musikalische Höhen-
flüge waren als Filmmusik günstiger. Der zwanglose 
Zwang des besseren Arguments.

Unser Fazit lautet: Der Film ist sehr witzig, sollte 
aber niemanden davon abhalten sich die (Hör-)Bücher 
zu geben. Das Schöne an Marc-Uwe Klings Werk ist ja, 
dass man entweder alles von Anfang bis Schluss durch-
hören oder auch per Zufallswiedergabe sich einfach 
mal ein paar Kurzgeschichten beim Reisen, Abwaschen 
oder als Lektüre im Kinder-Feriencamp reinziehen 
kann. Die Känguru-Bücher haben eine ganze Genera-
tion linker Aktivist*innen geprägt und wohl so man-
che*n erst für antikapitalistische Ideen begeistert. Der 
Film hat Potenzial diesen Erfolg auch in einer weiteren 
Generation fortzusetzen.

Eine repräsentative Umfrage der BFS Zürich unter den Mit-
gliedern der BFS Zürich ergab nach dem Film folgendes 
Resultat1:

• Drei Personen fanden den Film eher so mittelmässig. Vier 
fanden ihn sehr witzig.

• Alle sieben Testschauer*innen fanden die Lovestory nicht 
witzig bis eher so mittelmässig.

• Die grafische Umsetzung des animierten Kängurus fanden 
alle sieben eher so mittelmässig.

• Alle waren der Meinung, dass es nicht witzig ist, wenn 
man Nirvana einspart und stattdessen David Hasselhoff 
bekommt.

Tja. Man liebt es oder man hasst es ;-)

1 Die Autoren des vorliegenden Artikels haben für die-
se Erhebungsmethode jahrelang studiert. Bei der 
Umfrage kamen keine Tiere zu Schaden.
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Ja zu #bleibtzuhause, nein zu autoritären Massnahmen
Wir unterstützen Massnahmen, die darauf abzielen, die Ausbreitung von Corona zu 

verlangsamen! Gleichzeitig beobachten wir die Entwicklungen in mehreren Ländern, 

Ausgangssperren mit Polizei und Drohnenüberwachung durchzusetzen mit Sorge. 

Den Ausbau elektronischer Überwachunssysteme lehnen wir entschieden ab. Ach-

ten wir auf unsere Gesundheit, aber verteidigen wir auch unsere Grundrechte!

Ja zu #LeaveNoOneBehind
Die europäische (inklusive schweizerische) Flüchtlingspolitik ist eine Schande! Ras-

sistische und nationalistische Massnahmen helfen uns keinen Schritt weiter, im Gegenteil: 

Sie spalten uns und machen uns angreifbar. Wir fordern gleiche Rechte für alle Menschen 

– egal ob geflüchtet oder nicht. Statt Bunker, Asylzentren und -lager fordern wir men-

schenwürdige Wohnungen und Zugang zum Gesundheitssystem für alle! Nein zur Fes-

tung Europa, Solidarität mit den Geflüchteten!

Reichtum umverteilen statt Neoliberalismus
Die Wirtschaftskrise wird Millionen Menschen in die Arbeitslosigkeit treiben, Armut und 

soziale Ungleichheit werden zunehmen. Wir fordern alle dazu auf, sich gemeinsam für 

eine Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums einzusetzen. Anstatt Grosskon-

zerne mit öffentlichen Geldern zu retten, kämpfen wir für eine Vergesellschaftung 

dieser Unternehmen! Das Gesundheits- und Sozialwesen muss ausgebaut werden, 

das Geld dafür liegt auf den Privatkonti der Millardär*innen und grossen Konzerne!

Gemeinsam feministisch weiterkämpfen
Die Überlastung unseres Gesundheitswesens, Schulschliessungen und die Wirtschaftskrise 

führen einmal mehr dazu, dass die vor allem von Frauen* geleistete Pflege- und Erziehungs-

arbeit massiv zunimmt. Kämpfen wir gemeinsam für eine Besserstellung feminisierter Berufe 

und eine gerechte Aufteilung der Care-Arbeit unter den Geschlechtern!

Für eine ökosozialistische Alternative
Kämpfen wir für die gesellschaftliche Aneignung nicht nur des Gesundheitswesens, son-

dern aller Wirtschaftsbereiche, insbesondere der Rohstoff- und Energiekonzerne sowie 

des Finanzsektors. Nur wenn wir alle wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Tätigkei-

ten unter demokratische Kontrolle stellen, können wir die Klimakatastrophe aufhalten 

und eine solidarische und gleichberechtigte Gesellschaft aufbauen!
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Bewegung für den Sozialismus

sozialismus.ch als Newschannel

sozialismus.ch

BFS Zürich:
BFS Jugend ZH:

BFS Basel:
BFS Lausanne:

BFS Genf:
BFS Tessin:

info@bfs-zh.ch
jugend@bfs-zh.ch
basel@sozialismus.ch
vaud@mps-bfs.ch
mps-ge@bluewin.ch
mps-ti@bluemail.ch

Bewegung für 
den Sozialismus

 

sozialismus.ch

ANSTELLE EINER AGENDA... 

Unsere Grundsätze  
in Zeiten von Corona!


